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ZU DIESEM HEFT 


Seit dem Sieg der Sadinisten in Nicaragua verfolgen die meisten 
Analytiker der internationalen Presse die Ereignisse in Mittelame- 
rika fast nur noch unter dem Gesichtspunkt, wie die Existenz US- 
freundlicher Regierungen in El Salvador und Guatemala strategisch 
gesichert werden kann. Die brutale politische Unterdrückung der 
Volksmassen in diesen Ländern gerät kaum ins Blickfeld. Botschafts- 
besetzungen dort werden automatisch als Terroraktionen geschildert, 
wo sie doch meistens ein letzter verzweifelter Versuch sind, die 
Weltöffentlichkeit mit friedlichen Mitteln auf das bestehende orga- 
nisierte Unrecht aufmerksam zu machen. Unser Bericht über die Be- 
setzung der spanischen Botschaft in Guatemala und dem anschließenden 
Massenmord an den Besetzern macht diesen Kontrast. zwischen dem 
machtlosen Hilfeschrei der Rechtlosen und der kaltblütigen Unbarm- 
herzigkeit der herrschenden Klasse in Einzelheiten deutlich. 


Daß auch in einem allgemein als demokratisch bezeichneten Land wie 
Mexiko jetzt Botschaften wie die dänische und die belgische aus 
denselben Gründen besetzt werden, kann nur den verwundern, der über 
politische Gefangene dort nie etwas gehört hat. Unser Bericht über 
die Mordgesellen der Weißen Brigade und unsere Interviews mit zwei 
Vertreterinnen von Komitees zur Unterstützung politischer Gefangener 
werden jeden sch&kieren, dem Mexiko vor allem als Touristenparadies 
ein Begriff ist. 


Kolumbien ist - wie Mexiko - längst zur "Demokratur" verkommen, 
Auch dort sind Folter und Verschwinden lassen von Gefangenen zu einer 
institutionalisierten Praxis politischer Herrschaft geworden, 


Aber wie soll man sich darüber wundern, daß keine Aufregung über die 
Repression in Demokraturen stattfindet, wenn heutzutage schon 
sozialdemokratische Bundestagsabgeordnete die Militärdiktatur in 
Argentinien beschönigen? Und ist es nicht schon fast naiv, Solidarität 
mit den Unterdrückern zu verlangen, wenn doch die Mächtigen dieser 
welt den Anspruch auf Solidarität gepachtet haben und die Schlag- 
zeilen besetzt halten? 


Nieder mit dieser internationalen Solidarität! 


Kein Wort hat seit Beginn der Afghanistan-Krise eine ähnliche Infla- 
tion erlebt wie das Wort von der "Solidarität mit den Amerikanern". 
Politiker und Kommentatoren lassen keine Gelegenheit aus, ihre "Soli- 
darität" zu bete ‘uern und zu beschwören, überschlagen sich geradezu 
bei dem Versuch, den Nachweis zu führen, daß es bei ihnen bestimmt 
nicht daran mangele. Ihren Sprüchen im Fernsehen folgen gewöhnlich 
martialische Bilder von Soldaten, Panzern, Flugzeugen. US-Marine- 
infanteristen und CIA-Agenten werden wieder zu Helden der Weltpresse; 
man beklagt ihr schlechtes Image. Und bei der Finanzplanung der Bun- 
desregierung wird ohne jede vorherige Diskussion wie selbstverständ- 
lich davon ausgegangen, daß der Rüstungsetat erheblich steigen muß. 
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Logisch hätte man nach der sowjetischen Invasion in Afghanistan viel- 
leicht einen Ruf nach Solidarität mit den Äfghanen erwarten Können, 
die diesen Einmarsch der Roten Armee nicht wollten, Aber davon ist 
keine Rede mehr: Das Selbstbestimmungsrtecht des afghanischen Volkes, 
für das sich auch zu Zeiten des autoritären Königreiches niemand inu- 
teressiert hat, ist heute zu einer Floskel verkommen, die scheinbar 
wichtigere Dinge rechtfertigen soll: den Wahlkampf Jimmy Carters und 
die geopolitische Absicherung der Ölqauellen am Persischen Golf, 


Es wird nicht einmal untersucht, was die - nicht zu rechtfertigenden - 


Motive des sowjetischen Einmarschs in Afghanistan waren, daß nämlich 
die putschistischen Linksregierungen von Taraki und Amin wegen ihrer 
Labilität für die Sowjetunion viel bedrohlicher waren als das frihe- 
re Königreich, mit dem die Moskauer Regierung - ebenfalls aus geo- 
politischen Gründen - so gute Beziehungen unterkielt. Nein, um die 
Wiederwahl Jimmy Carters zu sichern und militärische Aktionen der 
USA im Nahen und Mittleren Osten rechtfertigen zu können, braucht 
man das Bild von den zähnefletschenden Sowjets, die kein anderes 
Ziel haben als sich möglichst noch heute der Ölauellen zu bemächti- 
gen, ohne die unsere Auto-Kultur angeblich nicht mehr leben kann. 


Schon anläßlich der Wahl Jimmy Carters sind wir in einem Interview 
mit John Gerassi gewarnt worden: "Die Kriegspartei ist am Ende immer 
unausweichlich die Demokratische Partei gewesen, insofern nämlich 

als die Demokraten eine Sache, zu der sie sich erst einmal entschlos- 
sen haben, dann auch ganz machen. ..... Die Republikaner haben 
schließlich viel weniger Angst als die Demokraten, wegen Weichheit 
gegenüber dem Kommunismus angegriffen zu werden." Die Menschenrechts- 
kampagne Jimmy Carters vernebelte jahrelang den Blick für diese ein- 
fache Tatsache. Heute ist davon keine Rede mehr. Das Unrechtsregime 
in Pakistan wird mit allen Mitteln hochgepäppelt. Und die Europäer 
sollen froh darüber sein, wie es 1963 die Berliner waren, als John 

FT, Kennedy Berlin und Saigon in einem Atemzug nannte. 


Man kann geradezu noch froh darüber sein, daß der Kriegsschauplatz 
bisher in die Olympischen Komitees verlagert worden ist und daß ein 
Theo Sommer - immerhin ein Mitglied der Trilateralen Kommission - 

in der ZEIT vor übertriebener Nibelungentreue in einem Anflug von Ver- 
nunft warnt. Schlimmer ist, daß über künftige Invasionen der USA in 
amerikanischen Ländern heute schon wieder so gesprochen werden kann, 
als wäre nichts dabei, 


So schreibt die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 16. Februar 1980: 
"Nachdem der Versuch des amerikanischen Unterstaatssekretärs für 
lateinamerikanische Angelegenheiten, Bowlder, die Geschicke El 3al- 
yadors durch eine liberale Militär-Zivil-Junta in ruhigere Bahnen 
zu lenken, als gescheitert gelten dsrf, bleibt auch für die USA nur 
eine militärische Lösung. Noch ist unklar, in welcher Form unä in 
welchem Maß sich Washington direkt engagieren wird." 


Der Erzbischof von San Salvador, Oscar Romero, hat am 18. Februar 
den US-Präsidenten dringend vor jeder Kinmischung gewarnt, weil 
diese nur zu einem großen "Blutbad" führen könne. Romero weiß, wo- 
von er redet. Die Pläne für den Eingriff sind fertig. Das direkte 
Engagement Washingtons ist offenbar beschlossene Sache. 


Der Mißbrauch des Wortes "Solidarität" setzt sich fort im Mißbrauch 
des Wortes "Amerikaner", Die Einwohner von El Salvador sind genauso 
Amerikaner wie die Einwohner der USA. Und ihr Recht auf Selbstbe- 
stimmung ist ebenso wichtig wie das der Afghanen. In diesem Sinne 
erhält für uns die Forderung nach Solidarität "mit den Amerikanern" 
eine neue Bedeutung: Keine Invasion in EI Salvador! Hoch die inter- 
nationale Solidarität mit den Amerikanern von El Salvador! 
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Das lange Aufatmen der Bourgeoisie 


Zwei aktuelle Ereignisse bewegen zur Zeit die Gemüter in Chile: 
Die Regierung des Staatspräsidenten Pinochet hat durch personelle 
Unbezetzung mehrerer leitender Ämter chilenischer Universitäten 
der Öffertlichkeit unmißverständlich zu versteken gegeben, daß 

an eine Rückkehr zu zivilrechtlicher Universitätsführung vor- 
erst nicht zu denken ist. Dabei hatte selbst der Rektor einer 
Universität, ehedem von Pinochet persönlich eingesetzt, vorge- 
schlapen, da seine Arbeit erledigt sei, könne man ruhig dazu 
übergehen, seinen Nachfolger durch Wahlen zu bestimmen. Das 
zweite wichtige Ereignis, das die öffentliche Diskussion, soweit 


erlaubt, in Chile prägt, ist der einwöchige Streik von den Arbeit 


ern der Kupfermine "El Tenriente". Auf beiden Sciten der Barrika- 
den hatte dieser „treik eine Test-Funktion: - Für die Arbeiter- 


klasse war dies die erste großc_ Streikerfahrung nach 1973 in 
dem außenwirtschaftlich pedeutendsten Wirtschaftszweig. 

- Die Bourgcoisie hatte die erste crnsthafte Belastungsprobe des 
im vergangenen Juli verabschic.deten FLAN LABORAL zu erwarten. 
(Arbeitsgesetzgehung; vergl. IN 74, 5. 14) Ihrer Reaktion kann 


man enrtnehmen: Hurraler hat gehalten. 


Der Streik der Kupferarbeiter 


Zur Jahreswende begannen die Lohnverhandlungen zwischen den 
Arbeitern der Kupferminen von Chuguicamata und El Teniente und 
der staatlicher: Kupfergesellschaft CODELCO. Die Wichtigkeit des 
Kupfersektors für Chile wird deutlich, vergegenwärtigt man sich, 
daß die Deviseneinnahmen durch Kupferexporte 50% der Gesant- 
deviseneinnahmen ausmachen. Das erklärt auch, warum kein gering- 
erer als der Finanzminister über die Höhe der Lohnerhöhung ent- 
scheidet, wenngleich er sich an den direkten Verhandlungen nicht 
beteiligt. Den Arbeitern von Chuquicamata wurde eine Erhöhung 
von 10% angeboten, dic diese auch asnahmen, da sie, im Gegensatz 
zu den Arbeitern von El leniente ‚kein Streikrecht haben. j 
Unter das im"Plan Laborsl" festgesetzte Streikverbot fallen die 
Arbeiter und Ansestellte des Öffentlichen Dienstes und die, 
Arbeiter der Betriche, die für die Nationale Sicherheit Chiles 
von besonderer Bedeutung sind. Mitte Januar bot GODELCO den 
Arbeitern von Teniente eine Lolmerhöhung von 6% an, die diese 
nahezu einstimmig nblehnten (95%). Dieser Abstimmung folgte zu- 
nächst eine dreitiigige Schlichbungspause mit mehreren Zusammen- 
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künften und Gesprächen zwischen 8 von den 9 Einzelgewerkschaft- 
en des Unternehmens, die die 10.000-köpfige Belegschaft ver- 
treten,und der Unternehnmensleitung. Verhandlungsführer und 
Sprecher dieser 8 Gewerkschaften ist der, von Präsident Pinochet 
persönlich in den Staatsrat berufene, regierungstreue Guillermo 
Medina. Eine der 8 Gewerkschaften scherte plötzlich aus der Ver- 
handlungsrunde aus und erklärte den sofortigen Streik. 

Es ist die Gewerkschaft Sewell & Mina ‚ die in den Ausstand tritt. 
Die Beweggründe dafür sind folgende: die Leitung der Gewerkschaft 
möchte zunächst die Unterzeichnung des neuen Traifvertrags hin- 
ausschieben und während dieser Zeit die Verbesserung des Lohnan- 
gebots erreichen. Nachdem diese Position auch von den anderen 
sieben Gewerkschaften übernommen werden, bricht Sewell & Mina den 
Ausstand ab und schließt sich wieder den anderen an. Trotzdem 
wird Sewell & Mina von der Unternehmensleitung heftig angegrif- 
fen und des illegalen Streiks beschuldigt. Eine Untersuchung 

soll die Verantwortlichkeit dafür klären. Die neunte Gewerkschaft, 
das "Sindicato Industrial de Caletones" verhandelt von vorn herein 
getrennt mit dem Unternehmen. Als Begründung dafür gibt der Vor- 
sitzende der Gewerkschaft in einem Interview an, kein Vertrauen 
zu dem"gelben" Medina zu haben. Nachdem es auch in den Verhand- 
lungen von Caletones nicht richtigvoran geht, treten die ca. 3.000 
bei Galetones organisierten Arbeiter am 18. Januar um Null Uhr 

in den Ausstand und werden damit zum Vorreiter für die anderen 
Kollegen. Dieser Streik wird als legal anerkannt, 


Überraschend schnell gibt die Kupferbehörde CGODELCO, sprich der 
chilenische Finanzminister, plötzlich nach und offeriert ein An- 
gebot von neun Prozent Lohnerhöhung, also immer noch ein Prozent 
weniger als das, was man den Arbeitern von Chuquicamata freiwillig 
gab, Dies in's Kalkül wohl einberechnend, rufen die Gewerkschaften 
zur Abstimmung über dieses Angebot auf. Bei der Wahl, die von 30 
Funktionären der staatlichen Arbeitsbehörde überwacht wird und 
nach deren Angaben sehr ruhig und diszipliniert verläuft, 

sprechen sich immerhin noch zwei Drittel (66,1%) der Belegschaft 
gegen die Annahme des Angebots und damit für Streik aus, der am 
folgenden Tag (dem 24,1) beginnt. 


GODELCO signalisiert, daß keine weitere Steigerung drin ist: 

Die Minen von El Teniente produzieren „ so die Begründung der Behörde, 
30% der Gesamtmenge Kupfer, werfen aber nur 18% des Gewinns ab. Außer- 
dem sei die Personalkapazität mit 1.400 Arbeitern und Angestellten 
überfrachtet. Die Lohnkosten seien doppelt so hoch wie die in Chuqui- 
camata (4O % der Gesamtkosten), Soweit also die Rechnung des Kapitals. 
Daß die niedrige Produktivität nicht auf die "Faulheit" der 

Arbeiter zurückzuführen ist, sondern auf die schwierigeren Ab- 
baubedingungen in El Teniente (geringere Konzentration des 

Kupfers, Untertageabbau im Gegensatz zu Chuquicamata, wo noch im 
Tagebau geschürft werden kann) interessiert nur wenig. Wenn die 
Gewinne niedriger sind, als sie sein könnten, soll das gefälligst 

zu Lasten der Arbeiter gehen. Da sind sich die Kapitalisten aller 
Länder völlig einig! 


Der Präsident der Gewerkschaft “Industrial Caletones", Rosendo 
Valencia, beklagt die Unnachgiebigkeit des Unternehmens, über eine 
Einbeziehung des Produktionsbonus in die angebotene ige Lohn- 


erhöhung zu reden. 
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"Wir glauben, daß der Arbeiter sein tägliches Überleben nicht von 
einem Bonus abhängig machen darf". (...) "Das Angebot des Unter- 
nehmens über eine 9 prozentige Anhebung der Löhne und Gehälter 
bedeutet für uns ein Teil dessen zu verlieren, was wir noch im 
vergangenen Dezember verdient haben, " 


Nach einer Woche Streik, am 30.1., bitten die Gewerkschaften, ein- 
schließlich der Gewerkschaft "Caletones" um Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen. Die Leitung von CODELCO erklärt sich unter der Beding- 
ung einverstanden, daß die Versaumnlung der Belegschaft vorab ihre 
Zustimmung mit den Bedingungen erklärt, die bei den erneuten Ge- 
sprächen zwischer den beiden Parteien ausgehandelt werden. 

D.h,, verhandelt wird nur, wenn die Arbeiter vorher einen Blanko- 
as ausstellen. Dazu erklärt sich die Versammlung der Arbeiter be- 
reit, 

Dieses Zugeständnis der Arbeiter mag bei uns auf Unverständnis 
stoßen, doch sollte man sich vor Augen halten, daß die chilenischen 
Gewerkschaften über keinerlei Streikkassen oder andere finanziel- 
len Mittel verfügen, die den Arbeitern längere Streiks ermöglichen. 
So ist jeder Streiktag mit noch viel größeren Entbehrungen ver- 
bunden, die der Alltag ohnehin schon mitsichbringt. Dieses Pro- 
blem limitiert jeden Streik nach vorn. Nach hinten werden Streiks 
durch die arbeiterfeindliche Gesetzgebung der Regierung begrenzt: 
so ist im Plan Laboral verankert, daß jeder Streik nach maximal 

60 Tagen als beendet angesehen wird, andernfalls erhält der Unter- 
nehmer das Recht,die Streikenden sofort zu kündigen und eine 
komplette neue Belegschaft einzustellen. Bei der allgemeinen 
Arbeitsmarktlage in Chile ist das alles andere als schwierig, 


Am 31.1. werden die Verhandlungen wieder aufgenommen, wobei fol- 
gendes Ergebnis erzielt wird: Es bleibt bei den angebotenen 

neun Frozent Lohnerhöhung, Ab 2. Januar wird der Inflationsaus- 
gleich für Ferbst und Winter bezahlt, am 7, Februar der Inflations 
ausgleich für Januar. Der Produktionsbonus bleibt erhalten und der 
Urlaubsbonus wird neu berechnet. Als Datum für den Beginn des 
neuen Tarifvertrages wird der 1. Januar festgesetzt, somit können 
die neuen Verhandlungen bei der N5monatigen Laufzeit des Vertrags 
einen Monat früher einsetzen. Die Arbeiter erhalten außerdem eine 
einmalige Ausgleichszahlung von 7000 Pesos, das entspricht etwa 
360 DM. Die Bilanz des Unternehmens: 4 Mio. US Dollar Verlust 
durch den Streik, aber zugleich eine fast ungekannte Hausse an 

den internationalen Kupferbörsen. 


Diesen Ausgang des Streiks kommentiert sogar der regierungstreue 
Gewerkschaftsvorsitzende Medina eher unzufrieden: "Der Konflikt 
ist nicht sn beendet, wie es die Arbeiter und die Gewerkschafter 
gewollt oder gewünscht hätten. Es war nicht das Ideale, aber es 
war ein Ausweg aus einem weiteren Konflikt. 


Die Beendigung des Streiks in der dargestellten Form muß wohl 
insgesamt eher als Niederlage denn als Erfolg der chilenischen 
Arbeiterklasse gewertet werden. Als der Konflikt in El Teniente 
sich abzuzeichnen begann, war die chilenische Bourgeoisie sehr 
besorgtüber das, was vielleicht hätte entstehen können. 
Dererste große Streik in einer strategisch so wichtigen Branche 
wie dem Kupfersektor und die vergleichsweise geringe Erfahrung 
in der praktischen Handhabung des Plan Laboral,der seine erste 
große Feuerprobe zu bestehen hatte, vermochte es, das Scheinbar 
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unerschütterliche Selbstbewußtsein der Herrschenden in Unsicher- 

heit zu bringen. Was wäre gewesen wenn? Wenn beispielsweise 

der Streik in Teniente und die tausenden in- und ausländischen 

Solidaritätsadressen auch auf andere Sektoren der chilenischen 2 B 
Wirtschaft mobilisierend übergegriffen hätten? 

Das auszumalen traut sich noch nicht einmal der von den Vorzügen Neue Säuberungswelle an den Unis 
der Freien Marktwirtschaft so überzeugte "Mercurio", Chiles 

wichtigste Tageszeitung. 


Abermals geht eins Säuberungswelle über Chiles Universitäten, von 


Um so lauter kann man jetzt such das Aufatnen vernehnen, das durch von denen nach den bisher vorliegenden Berichten Dozenten und 
die Reihen der Regierung und Unternehner scht, Hilfskräfte betroffen sind. Wieweit Studenten davon erfaßt werden, 
'Prima, es hat geklappt. Alles lief ruhig und diszipliniert. Keine dürfte sich zeigen, wenn die Unis ihren Betrieb wieder aufnehmen. 


Zwischenfälle, keine politische Agitation; jetzt haben sie end- 
lich Anstand. gelernt.' So muß man dieses Aufatmen interpretieren, 
und zugleich ist es eine Ovation an die Regierung Pinochet, die 
diesen "Arbeitsplan" ausgeklügelt hat. 


Daß die Säuberung erst in den Semesterferien begann, hat zweifel- 
los taktische Gründe:organisierter Protest soll verhindert: wer- 
den. Und was"zwingt * die Diktatur zu diesen Maßnahmen? 
Auffällig ist zunächst, daß in den letzten Monaten keinerlei 
spektakuläre Ereignisse bekannt wurden, die diese Maßnahme auf 


ERGEBNISSE DER ERSTEN STREIKS (nach HOY Nr.134) den ersten Blick erklären. Die Teilnahme von Studenten an der 
Mai-Demonstration, ihre Verhaftung und anschließende Diszipli- 
Unternehmen Gewerk- zahl Forderung Angekot Dauer Ergsb- nierungsmaßnahmen, Proteste gegen diese Disziplinierungen - das 
i schaft Arbeiter nis liegt Monate zurück. Ebenso die Wahlen zur Studentenvertretung 
a a im April 79 an der "Universidad de Chile", bei der sich die re- 
j gierungstreue Fraktion trotz aller “Absicherungen" seitens der 
Laboratorios Pfizer Empleados ; h 9,6 Diktatur eine offenkundige Niederlage einholte(Vgl. zu beiden 
Hase) Dbrerns 78 Punkten LN 71, 8.37). Die Erklärung scheint darin zu liegen, daß 
Hoemiial Alıman Unico E 9, de9a 136 es sich um eine präventive Maßnahme handelt, den ProzeR der poli- 
(Venarabs) en tischen Öffnung zu stoppen, der sich de facto im letzten Jahr 
uacmpelo Unico - ; . entwickelt hat. 
SEGUNDA ETAPA Wenn es auch auf höchster Ebene und offiziell heißt, wirtschaft- 
(Empresma con ketras (5. V.y 6) liche Gründe zwängen zur "Rationalisierung", so wird im Einzel- 
SaslıeX . fall durchaus kein Kehl daraus gemacht, daß die Enllassung poli- 
Saloıma Anien $ P .% n a R = = je Sa al 
Grace y Ca tische Gründe hat - zumal dann nicht, wenn einerseits an einer 
(Valparsiso) Unice Universität A1 Dozenten entlassen und gleichzeitig 36 neue ein- 
Den Ne AO az ; gestellt werden, Der daraus resultierende Effekt politischer 
Confites Serrano Obreros Selbstdisziplirierung ist zweifellos mit einkalkuliert, 
Minera Sagasca (Jquique) Obres y Einpleadns Prominentestes Opfer ist bisher der R@chtsprofessor Sanhueza 
Goodyear Obrera i - von der Universität Concepcidn, der gleichzeitig die "?4 -Kommis- 
'TERCERA ETAPA siorYleitet,. 
F kiraı N.XyC R 5 . ER 
Ur re DE ‚co Eu 00 Parallel zu einer von der Diktatur eingesetzten Kommission, 
Be ee Ober 0 , 3 zn die hinter verschlossenen Türen einen Verfassungsentwurf aus- 
los Cadana Empieados 2 itate - s & ist. Sorj & ” Bi 
Cormecänkca Embieados y obreros = } are Fer halte sich aus Christ und Sozialdemokraten die 
Copsbene (Concepeion) 22 16 GFuppe der 24 gebildet, um ein Alternativ-Modell einer bürger- 
Pesquera Coloso Empleados 5 1 lich -demokratischen Verfassäuns zu erardeiten, Weniger frei- 
ie B Tich.i ler Hoffnur dieses Modell käörnts vor der Diktatur 
Zur Erl Fur: > E n : mens \ ar ne er 
ee Es gibt Arbeiter-(obreros) ‚Angestellten als Alternative bei einer Plebiszit akzeptiert werden, als 
Ur beide gemeinsame Gewerkschaften(unico). mit der Aksicht, einer Ausgangspunkt für politische Diskus- 
Das Unternehmen Coresa sperrt die Streikenden aus; da sie nach sionen zu bietan und öffentlich zu machen. 
60 Streiktagen ihre Arbeitsverträge verlieren, wird der Streik s wi Se 
abgebrochen: ohne Lohnsteigerung. Neben der jetzt laufenden Säuberungswelle funktioniert 31s wei- 
wie die Tabelle zeigt, hat in einem Drittel der Arbeitskämpfe tere Kontrolle überdie Universitäten das System der Militär-Rek- 
der Streik keinen Pfennig reale Lohnerhöhung gebracht; im Fall toren.Und Pinochet denkt überhaupt nicht daran, auf diese Mili- 
Cormecänica liegt das Abschlußergekris sogar noch unter dem ters zu verzichten. Seit der Wiedereröffnung der Unis nach dem 


Putsch, seit sechseinhalb Jahran also, haben sowohl die staatli- 
R ’ _ . chen als auch privaten chilenischen Universitäten einen von der 
2 ee realen Lohnzuwachs aus, liegen über Diktatur Singer elaten Rektor. Der auch in regierungsnahen Zeitun- 

. gen wie dem ‘'Mercurio® geführten Diskussion, ob diese Militärs 
ihre "Ordnungsaufgaben" nicht mittlerweile erfüllt hätten, setzte 
Pinochet die Tatsache entgegen, zwei bislang amtjerende Rektoren 
durch neue Leute seines Vertrauens abzulösen. Also -kein Ende der 
Intervention, 


ersten Angebot der Unternehmer - wie es dazu 


kam, wissen wir nicht 


10 BERICHTE 


Ebenso gilt, daß die obersten Sprecher der “tudentenschaft wei- 

qg ’ i 
terhin ernannt werden.Angesichts des "mißlungenen" Wahlsxperimeres 
mit Studentensprechern auf niederer Ebene blieb der Dikta 
keine Allernative, Und selbstvc ändlich hat, als entscheidender 
Repressionsorgan , die Universitäten im Auge. 


5 


Rn 


Trotz alleden hat es im Jahr 79 einen relativ breiten F 
rungsprozeß an chilenischen Universitäten gegsben, Dis 3 
waren vielfä ‚ig:Seien es Solidaritätsdemontrationen, als der 
Befreiungskampf in Nicaragua in seine entzsc heicdende Fhase trat, 
seier es kulturelle und Folkloristische Veranstaltungen. Beim 
Nachblättern in Zeitungen und Zeitschriften der letzten Mo 
fällt auf, daß die Re-politisierung an den Universitäten s ; di- 
zcs Thema ist, ohne daß es dabei jedoch, von den Protestaktionen 
nach der. Mai-Verhaflungen abgesehen, zu spektakulären Akulonen 
kommt. Im Gegenteil, es ist kennzeichnend, da? diese politischen 
Diskussionen in der Regel cffenbar unter eirer Reizschwelle blei- 
ben und eine direkte Herausforderung der Reprassinn vermeiden, 


Spezielles Gewicht kommt dabei dem “Campus Macul" zu, einem Kon- 
plex der "Universidad de Chile" mit über zehntausend STudenten, 
der als "linkes " Zentrum gilt. Dort zeiglen eu linke Parteien 
wie MIR, MAPU, Sozialistische Fartei und Thristliche Tinke wieder 
“Plagge!"' (so ein Bericht. des "Merrurio" von Ende Oktober), sei es 
durer wWandinschriften oder Flucblätter- oder eben, voerstackter, 
durch folklsristische Veranstaltungen, denen die offizielle Ver- 
tretung FSCECh im "besten" Falle einen Biskothek-Abend enigegen- 
zusetzen weiß.Aber neben den "traditionellen" linken Parteien 

ist dort ein Diskussiconsprozeß in der Linken entstanden, der neue 
Wece sucht. Zu diesem letsten Purkt fehlen uns allerdings nach 
konkretere Informationen. 


Aber auch die regimetreuen ernannten STudentenverireter halten 
teilweise Schwierigkeiten mit dem autorilären REgime der Militär- 
Rektoren. Natürlich haben diese studentischen Sprecher keinerlei 
Entscheidungsbefugnis, sondern werden im besten Fall von den 
"Autoritäten" gehört,um die Besorgnisse der Studenten zu artiku- 
lieren. Aber nicht einmal das funktioniert immer, ja in einem Fall 
wiesen sie ein neues Uni-Reglement als Aufforderung zum Spitzel- 
tum zurück. 


Wie besorgt die Diktatur über diese Entwicklung ist, dafür zeugen 
drei Konferenzen, zu denen Pinochet die REktoren sämtlicher Unis 
in den letzten Wochen beorderte. Die Säuberung unter den Dozenten 
ist eins ihrer Ergebnisse; das andere:Der Komplex Macul wird zer- 
schlagen, die Disziplinen Soziologie, Philosophie :ınd Sozialar- 
beit werden ausgelagert und räumlich voneinander getrennt unter- 
gebracht. So sollen sie leichter kontrollierbar werden. 


(Quellen: HOY, Mercurio (Internationale Ausgabe). 
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BRASILIEN 


Manifest des »Partido dos Trabalhadores« 


Im Rahmen der Redemokratisierung legte vor kurzem die "Bewegung 
für den PT" ihr Manifest vor. Das Projekt des PT entstand in 

den Gewerkschaften der Metallbrancshe des sog. ABC - Dreiacks 
Santo Andre, 5äo Bernardo und Sao Caetano - die industriellen 
Hochburgen um Säo Paulo. 

Aus der Erfahrung, daß die Gewerkschaften immer zu Instrumenten 
der Parteipolitik oder des Staatsapparates degradiert wurden, er- 
wuchs als grundsätzliche Alternative das Projekt eines basis- 
demokratisch orientierten Gewerkschafts- und Parteiaufbaus,. 
Zunächst als Arbeiterpartei mit ausschließlichem Bezug auf die 
neue Gewerkschaftsbewegung der letzten Jahre konzipiert, öffnete 
sich : die Parteiinitiative unter dem Eindruck der Diskussion 
um die Neuformierung der politischen Parteien nach der Auflö- 
sung der beiden Blöcke ARENA und MDB auch gegenüber anderen op- 
positionellen Bewegungen (siehe LN 76,73). Nachdem ein erster 
Kontakt zu anderen Basisbewegungen in Säo Paulo hergestellt wor- 
den war, versucht die "Bewegung für den PT" nun, sich überregio- 
nal zu organisieren, Es haben sich bereits regionale Initiativen 
in mehreren Bundesstaaten wie beispielsweise Santa Catharina, 
Rio de Janeiro, Cearäa und Mato Grosso do Sul gebildet. 

Ausdruck dieses Bezugs auf breite soziale Bewegungen ist das Ma- 
nifest des PT, das eine Art politische Grundsatzerklärung dar- 
stellt. 

Durch die nationale Ausbreitung und das Manifest versucht die 
Parteiinitiative, nicht zuletzt die restriktiven Bedingungen des 
neuen Parteiengesetzes zu erfüllen, 

Während die anderen Parteien - selbst die mit linkem Anspruch - 
versuchen, ihre Gründung über das Sammeln der notwendigen 10% 
der Parlamentarier zu vollziehen, geht der PT den ungleich schwie - 
rigeren Weg der Gründung’von unten nach oben", (Zu den Bestimmun- 
gen des Parteigesetzes siehe LN 76) 

Ähnliche basisdemokratische Forderungen werden auch von der "Ten- 
dencia Popular" innerhalb des PMDB, der sich selber als Nach- 
folgeorganisation des MDB begreift, vertreten. Eine Durchsetzung 
basisdemokratischer Konzepte wird sich allerdings nur realisie- 
ren lassen, wenn die verschiedenen Initiativen langfristig zu- 
sammenarbeiten. Das Manifest des PT kommt dem insofern entgegen, 
als es nicht den Alleinanspruch auf die Vertretung der Mehrheit 
der Bevölkerung erhebt. 

Im folgenden veröffentlichen wir das Manifest des PT: 


Manifest 


Die Partei der Arbeiter entsteht aus derNotwendigkeit, die von 
Millionen Brasilianern empfunden wird, in das soziale und poli- 
tische Leben des Landes einzugreifen, um es zu verändern. 

Die wichtigste Lektion, die das brasilianische Volk in seinen 
Kämpfen gelernt hat, ist die, daß die Demokratie eine Errungen- 
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schaft darstellt, die letzten Endes nicht leben wird, wenn sie 
nicht durch seine eigenen Hände geschaffen wird. 

Die große Mehrheit unserer Bevölkerung in den Städten und auf dem 
Lande ist immer dazu verurteilt gewesen,Brasilianer zweiter Klasse 
zu sein. Doch jetzt beginnen die Stimmen des Volkes, sich Gehör zu 
verschaffen. Die großen Mehrheiten, die den Reichtum der Nation 
schaffen, wollen für sich selber sprechen. Sie warten nicht länger 
darauf, daß die Erfüllung ihrer ökonomischen, sozialen und poli- 
tischen Interessen von den herrschenden Eliten in die Hand genom- 
men wird. Sie organisieren sich selbst, damit ihr soziales und 
politisches Handeln das Werkzeug zur Schaffung einer Gesellschaft 
wird, die den Interessen des Volkes entspricht. 


Aus den sozialen Kämpfen heraus 


Nach langem und hartem demokratischen Widerstand ist die Mobili- 
sierung der Arbeiter zum Kampf für bessere Lebensbedingungen für 
die Bevölkerung von Stadt und Land die große neue Erfahrung, die 
von der brasilianischen Gesellschaft gemacht wird. Der Fortschritt 
der Volkskämpfe machte es möglich, daß Industriearbeiter, Lohn- 
abhängige aus Handel und Dienstleistung, Beamte, Bewohner der 
Stadtrandsiedlungen, selbständige Arbeiter, Bauern und Landarbei- 
ter sich organisieren konnten, um ihre Rechte zu verteidigen, 
bessere Löhne und Arbeitsbedingungen sowie die Gewährung der eler 
mentaren Dienstleistungen in den Stadtvierteln zu fordern und die 
Einheit unter Beweis zu stellen, zu der sie imstande sind. 

Diese Kämpfe haben zur Auseinandersetzung mit den Mechanismen der 
Repression geführt, denen die Arbeiter ausgesetzt sind, haupt- 
sächlich dem Lohnknebel und dem Streikverbot. 

Aber gezwungen, ein Regime zubekämpfen, das eingesetzt wurde, um 
das Volk aus den Zentren der politischen Entscheidung zu entferner 
begann sich für die Volksbewegungen immer klarer herauszustellen, 
daß ihre unmittelbaren und einzelnen Kämpfe nicht ausreichen, um 
die Eroberung der Rechte und Interessen des Volkes zu garantieren. 
Deswegen kam der Vorschlag des PT zustande. Der PT entstammt dem 
Entschluß der Ausgebeuteten, gegen ein wirtschaftliches und 
politisches System zu kämpfen, das ihre Problemenicht lösen kann, 
weil es allein zum Nutzen einer Minderheit von Privilegierten 
existiert. 


Für eine Massenpartei 


Der PT entstammt dem Willen nach politischer Unabhängigkeit der 
Arbeiter, die es längst leid sind, als Manövriermasse Politikern 
und Parteien zu dienen, die sich der Aufrechterhaltung der be- 
stehenden wirtschaftlichen, politischen und sozialen Ordnung ver- 
schrieben haben. Er entstammt ebenfalls dem Willen nach politischer 
Emanzipation der Volksmassen, die die Tllusionen der Gruppen leid 
sind , die die Kraft der Kämpfe durch Parolen ersetzen wollen, die 
mit ihren Interessen nichts zu tun haben. Die Arbeiter wissen, daß 
die Freiheit niemals als Geschenk gegeben wurde oder gegeben wer- 
den wird, sondern sie wird das Werk ihrer eigenen kollektiven An- 
strengung sein. Deshalb protestieren sie ,„ wenn sie sehen, wie 
wieder einmal in der brasilianischen Geschichte die Parteien 

von oben nach unten, vom Staat auf die Gesellschaft, von den Rei- 
chen auf die Armen gebildet werden. Die Arbeiter wollen sich als 
autonome politische Kraft organisieren. Der PT hat den Anspruch, 
ein wirklicher Ausdruck aller vom kapitalistischen System Aus- 
gebeuteten zu sein. Wir sind eine Partei der Arbeiter und nicht 
länger eine Partei für die Arbeiter. Wir wollen einePolitik als 
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eine eigenständige Aktivität der Massen, die legal und legitim 
in allen Machtsphären der Gesellschaft teilnehmen wollen. Der PT 
will nicht nur zu Wahlzeiten handeln,sondern grundsätzlich jm 
Alltag der Arbeiter, denn nur so wird es möglich sein,eine neue 
Form der Demokratie zu schaffen,die in den Basisorganisationen 

der Gesellschaft wurzelt und deren Entscheidungen von Mehrheiten 
getroffen werden. 

Ebendeshalb wollen wir eine breite und offene Partei für alle 
diejenigen, die sich der Sache der Arbeiter und ihrem Programm ver- 
schrieben haben. Als Konsequenz wollen wir eine intern demokra- 
tische Struktur schaffen, die auf kollcktiven und kollegialen 
Entscheidungen beruht, und deren Leitung und Programm von ihrer 
Basis bestimmt werden. 


Für Demokratie und nationale Entwicklung 


In Opposition zum gegenwärtigen Regime und seinem Entwicklungs- 
modell, aus dem nur die vom kapitalistischen System Privilegierten 
Nutzen ziehen, wird der PT für die Beseitigung aller diktatoria- 
len Mechanismen kämpfen, die die Gesellschaft unterdrücken und 
bedrohen. Der PT wird für alle Freiheiten des Bürgars kämpfen, für 
Garantien, die effektiv die Bürgerrechte gewährleisten, und für 
eine wirkliche Demokratisierung der Gesellschaft. 
Es existiert weder Freiheit noch eine wahre Entwicklung, wo das 
Streikrecht selbst ein Betrug bleibt in seiner gegenwärtigen Rege- 
lung, wo die städtischen und ländlichen Gewerkschaften weiterhin 
an das Arbeitsministerium gebunden sind, wo verschiedere Auffassun- 
gen und das kulturelle Schaffen einem Klima von Verdächtigungen 
und polizeilicher Kontrolle un-terworfen sind, wo die Polizei gegen 
eigenes Gesetz verstößt, und wo die Bürokraten und Technokraten 
des Staates nicht gegenüber dem Volkswillen verantwortlich sind. 
Der PT erstrebt eine tiefergehende Demokratie. Für uns müssen die 
Demokratisierung der Wirtschaft, der Gesellschaft und des Staates 
zusammengehen. Deshalb wird der PT für eine Demokratie kämpfen, 
die sich auf die politische Freiheit gründet, die ein freies Mehr- 
parteiensystem erfordert, aber ebenfalls wirtschaftliche und so- 
ziale Gleichheit. Er wird für vom !uaat unabhängige Parteien kämpfen 
aber ebenfalls Gewerkschaten und Basisorganisationen unabhängig 
vom Staat wie auch von ihren eigenen politischen Parteien. 
Er wird für eine unabhängige Rechtsprechung und ein freies Parla- 
ment kämpfen, aber ebenfalls für eine ständige Beteiligung des 
Volkes in allen Sphären der sozialen, wirtschaftlichen und poli- 
tischen Entscheidung. Der PT wird für die demokratische Kontrolle 
der Staatsbürokratie und der Entscheidungen der großen Unterneh- 
men kämpfen,denn ohne dies wäre die Volksbeteiligung eine reine 
Illusion, 
Der PT hat den Anspruch, daß das Volk entscheidet, was mit dem 
geschaffenen Reichtum und den natürlichen Bodenschätzen des Lardes 
geschehen soll. Die nationalen Reichtümer, die bis heute nur den 
Interessen des nationalen und internationalen Großkapitals ge- 
dient haben, müssen in der Dienst: des Allgemeinwohls gestellt wer- 
den. Dazu ist es notwendig, daß die wirtschaftlichen Entscheidun- 
gen sich den Interessen des Volkes unterordnen. Aber diese In- 
teressen werden nicht den Ausschlag geben, solange das Parlament 
nicht eine effektive Volksvertretung darstellt und die Entschei- 
dungsgewalt in der Wirtschaft übernimmt, nicht solange die staat- 
lichen Unternehmen, die öffentlichen Dienste und die großen Wirt- 
ee nicht unter die Kontrolle des Volkes gestellt sind. 
en SE DLASHELE Unabhängigkeit. Sie haben die 
BR Ba a E 2 Nation das Volk ist, und wissen deshalb, daß 

Ss anneffektiv unabhängig sein wird, wenn der Staat 


) 
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durch das Volk gelenkt wird. Es ist notwendig, daß der Staat ein 
Ausdruck der Gesellschaft wird, was nur möglich sein wird, wenn 
Verhältnisse des freien Einirzifens der Arbeiterän de Entschei- 
dungen über die weitere Entwicklung geschaffen werden. Deshalb 
will der PT an die Regierung und die Leitung des Staates gelangen, 
um eine demokratische Politik zu verwirklichen, vom wirtschaft- 
lichen wie vom sozialen Gesichtspunkt. Der Kern seiner Politik 
wird die Erweiterung der Freiheit sein, damit das Volk eine egali- 
täre Gesellschaft errichten kann, wo es weder Ausgebeutete noch 
Ausbeuter gibt. 


BERICHTE 15 
ECUADOR 


Soziale Gerechtigkeit — Weit entfernt 


Vor einem halben Jahr kehrte Ekuador nach neunjähriger diktato- 
rischer Herrschaft zu einer konstitutionellen Regierungsform 
zurück. Am 10. August übernahm Jaime Roldos, der Spitzenkandi- 
dat der 'Concentracion de Fuerzas Populares'! (CFP) die Präsi- 
dentschaft. Unter dem Motto "Kräfte für den Fortschritt" hatte 
der Wahlblock CFP/DP (Democracia Popular) die Stimmenmehrheit 
der verschiedenen Bevölkerungsschichten auf sich vereinigen kön- 
nen. (vgl. LN 74). Sowohl der fortschrittliche Teil der Bourgeoi- 
sie als auch die städtischen Mittelschichten und nicht zuletzt 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung der 'barrios populares' 
haben an diese politische Veränderung hohe Erwartungen geknüpft. 
Wie wenig gefestigt jedoch die Basis der neuen Regierung ist und 
wie wenig konsistent ihr politisches Konzept, zeigt die Entwick- 
lung der letzten Monate. 


Regierungsumbildung 


Bereits wenige Wochen nach der Regierungsübernahme bahnte sich 
die erste Regierungskrise an. Seit Ende Oktober gab es Spekula- 
tionen, daß mehrere Minister ausgewechselt werden sollten. Ende 
November gaben elf von zwölf Ministern ihren Rücktritt bekannt 
mit der Begründung, dem Präsidenten freie Hand zu lassen, ein 
neues Kabinett zu bilden. 

Dahinter stand die Tatsache, daß die Regierung aufgrund der be- 
stehenden Parteienkonstellation im Parlament nicht aktionsfähig 
war. Während in der Regierung CFP/DP vertreten waren, kam es in 
der Cämara Nacional de Representantes (69 Sitze) zu einem Ründ- 
nis zwischen dem CFP-Block mit 30 Abgeordneten und der Konserva- 
tiven Partei, die 10 Abgeordnete stellt. Bucaram (CFP) wurde 
Parlamentspräsident und der erzkonservative in den Ruhestand ge- 
tretene Oberstleutnant Rafael Armijos aus der Konservativen Par- 
tei zum Vizepräsidenten. Damit werden Exekutive und Legislative 
von verschiedenen politischen Parteien getragen. Hinzukommen die 
Richtungskämpfe innerhalb der CFP, verkörpert durch den popu- 
listisch orientierten Roldos auf der einen Seite und auf der an- 
deren Seite den charismatischen Führer der CFP, Bucaram, der 
heute eher der Finanz- und Landoligarchie verbunden ist. 

Mit der Regierungsumbildung beabsichtigte Roldos, weitere Par- 
teien an der Regierung zu beteiligen, um auf diese Weise seine 
politische Basis im Parlament zu verbreitern. Der Versuch, die 
sozialdemokratische Partei 'Izquierda Democrätica', die mit 14 
Abgeordneten die zweistärkste Fraktion im Parlament ist, in die 
politische Verantwortung mit einzubeziehen, schlug fehl, als die 
ID ihre anfängliche Zusage zurückzog. 

Schließlich wurden Mitte Dezember fünf Ministerposten neu besetzt, 
wobei Industrie-, Sozial- und Energieministerium von Parteilosen 
übernommen wurden, Agrar- und Gesundheitsministerium von Cefepi- 
sten (Mitgliedern der CFP). Darüberhinaus wurden der Zentralbank- 
chef sowie der Präsident der Nationalen Wohnungsbaubehörde neu 
benannt. Es ist sicherlich kein Zufall, daß die personellen Ver- 
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änderungen in den Sektoren stattfanden, die aufgrund der gegen- 
wärtigen Wirtschaftslage besondere Problembereiche für die Wirt- 
schaftspolitik sind, 


Die ökonomische Lage 


Anfang der siebziger Jahre erlebte Ekuador einen enormen wirt- 
schaftlichen Aufschwung, der vor allem auf dem Erdölsektor ba- 
sierte. Jedoch bereits ab 1976 ging die Fördermenge an Erdöl 
zunehmend zurück, da die Prospektion neuer Quellen und die War- 
tung der vorhandenen Betriebsanlagen vernachlässigt worden wa- 
ren. Demgegenüber stieg der Erdölbedarf im Inland ständig an, so 
daß Prognosen der nationalen Entwicklungsbehörde zufolge Ekuador 
möglicherweise bereits 1984 Erdöl importieren muß. Der Rückgang 
der Erdölexporte und das Fehlen anderer Ausfuhrprodukte, die die 
entstandene Lücke schließen könnten, hat bei gleichzeitig wach- 
senden Kapitalgüterimporten zu einem Handelbilanzdefizit geführt, 
das sich 1979 auf 400 Mio. belaufen soll. 

Hinzukommt, daß in den letzten Jahren die Agraproduktion vor al- 
lem von Grundnahrungsmitteln zurückging. Während Ekuador früher 
beispielsweise Exporteur von Reis war, müssen heute bereits er- 
hebliche Mengen importiert werden. 

Die soziale Situation ist ebenso alarmierend. 60% der ländlichen 
und 40% der städtischen Bevölkerung sind unterbeschäftigt. Ein 
Drittel der Ekuadorianer ist fehlernährt, 67% aller Kinder sind 
davon betroffen. Die Analphabetenguote liegt bei 24%. 


Die Regierung muß eine Lösung für diese wirtschaftlichen Proble- 
me finden Dabei steht sie vor dem Dilemma, gleichzeitig die un- 
terschiedlichen Interessen ihrer heterogenen Wählerschaft berück- 
sichtigen zu müssen. Diese Schwierigkeit führte dazu, daß die Re- 
gierung bisher nicht in der Lage war, ihr vage formuliertes Pro- 
gramm -— Humanismus, Partizipation, Demokratie, Frieden und Gerech- 
tigkeit, Entwicklung, Nationale Souveränität. 

Auch in dem zu Anfang dieses Jahres vorgelegten Entwicklungsplan 
1980-1984 werden keine eindeutigen und neuen Schwerpunkte gesetzt. 
Als wesentliche Neuerung proklamierte die Regierung, daß dieser 
Entwicklungsplan drei Wochen lang der Öffentlichkeit zur Diskus- 
sion gestellt wird. (Kommentare dazu konnten bis zum 15.Februar 
schriftlich an die Nationale Entwicklungsbehörde eingesendet 
werden.) 


Die bisher einschneidensde und folgenreichste Maßnahme wurde in 
der Lohn- und Geldpolitik durchgeführt: Als Zugeständnis an die 
Arbeiterschaft beschloß die Regierung schon kurz nach ihrem Amts- 
antritt eine Erhöhung der Mindestlöhne um 50% von ca. 140 DM auf 
210 DM. Gleichzeitig wurde die gesetzliche Arbeitszeit von 43 auf 
4O Wochenstunden gesenkt. Beide Dekrete sind seit 1.1.1980 in 
Kraft. Doch diese Maßnahmen wurden nur halbherzig implementiert. 
Seit ihrer Verabschiedung hat die Regierung nichts unternommen, 
den daraufhin stark steigenden Preisauftrieb zu regulieren. Bis 
zur tatsächlichen Erhöhung der Löhne im Januar sind die Preise 
insbesondere für Grundnahrungsmittel dermaßen in die Höhe ge- 
schnellt, daß die Lohnerhöhungen nahezu neutralisiert wurden. 

Im Transportsektor hat die Regierung vor kurzem einer Preiser- 
höhung von 30% zugestimmt, 

Diese Entwicklung hat Anfang Januar zu wiederholten Protestak- 
tionen geführt. In vielen Provinzhauptstädten fanden Demonstra- 
tionen statt, an denen vorwiegend Schüler und Studenten beteiligt 


waren. Nachdem sich die Polizei anfänglich zurückhielt, griff 
sie nach einigen Tagen massiv ein. Dabei wurden in Quito zwei 
Studenten erschossen, was zu weiteren Demonstrationen geführt 
hat. 

Das Erziehungsministerium verfügte daraufhin die Schließung 
aller Schulen auf unbegrenzte Zeit. (Darüber, ob der Schulbe- 
trieb mittlerweile wieder aufgenommen worden ist, lagen keine 
Informationen vor.) 

Auch die Gewerkschaften haben mittlerweile ihre Kritik an der 
Politik ausgedrückt, ohne jedoch bisher die Möglichkeit des 
Streiks in Erwägung gezogen zu haben. (Als eine der ersten 
Amtshandlungen des Parlaments wurde das Streikrecht wieder ge- 
setzlich verankert.) Dazu Telmo Hidalgo, Präsident der Arbeiter- 
gewerkschaft der Hauptstadtprovinz Pichincha: "Die Arbeiter 
haben sich Illusionen über das gegenwärtige demokratische Re- 
gime gemacht. Die Hoffnungen, :iie das Volk in die Regierung Rol- 
dos gesetzt haben, haben bisher noch keine Konkretisierungen 
durch effektive Maßnahmen erfahren, die darauf deuten könnten, 
daß die Erwartungen berücksichtigt werden. Die Regierung wird 
sich entscheiden müssen, ob sie für die da oben oder die da 
unten ist." 

Insgesamt hat bei weiten Teilen der Bevölkerung bereits ein Des- 
illusionierungsprozeß eingesetzt. Die Zusicherung, die Roldos 
bei seiner Antrittsrede machte, "Wirtschaftliches Wachstum 

und. soziale Gerechtigkeit" zu verwirklichen, scheint von ihrer 
Realisierung weit entfernt. Mittlerweile wird in der Presse und 
auf der Straße schon spekuliert, wie lange sich die CFP/DP - Re- 
gierung noch im Amt halten kann und die Möglichkeit einer Rück- 
kehr der Militärs diskutiert. Sicherlich ist ein Eingreifen der 
Militärs in allernächster Zeit nicht zu erwarten Allerdings 
könnte sich die wirtschaftliche und politische Situation weiter 
zuspitzen, so daß das von der Regierung nur mühsam aufrechter- 
haltene parlamentarische System an den poltischen Widersprüch- 
lichkeiten der CFP/DP zerbricht, 
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Besuch der ai-Delegation 


"much, die jr hierbleibt, während wir gehen, wollen wir ormuti- 


gen", waren die letzten Worte der äal-Delegation, die Ende Januar 
eine Intersuchung über die Verletzung der Menschenrechte durch- 
füirto. Mehr als 500 Stunden intensiver \lespräche mit Regicerungs- 
vertrebern und Verteidigern der Menschenrechte und 46 Kilo boku- 


nenle sind die quantitativen Ergebnisse der Untersuchun 


[ 
> 
\ 


Sie fachte die Diskussion im Land an und wird in ca. 3 


Veröffentlichung eires Berichtes zur Polge haben. - Die 


Probleme der Politischen Gefangeneywerden in Briefen aus den be- 


gehörigen der Psli- 


fänenis geschildert. Das Komiteeder Familirna 


ehe Arbeit 


tischen Gefangenen sucht sie durch konkrete Yoı nuler 


zu milderu. 

Eine Atmosphäre der Nervus 

tärs Ende des vergangenen Mo: 
Besuch der ai-Delegatiun ein isses Unbel 
anderen verursachte die Absetzung zweier 
heit. Abgesetzt wurde der Konmandaut der 3 
tutionen (Briguda de las Institusiones Mili ELM) 

Miguel Vega Uribe, der insbesondere durch 2 rolle 
wortlicher für willkürliche Veruaftungen und Folteru 
weiten Ruhm erlangte. Der dem ultra-rechten Flügel der Ko 
tiven Partei angehörende General wird nun in den diplonati 
Dienst befördert, und ins Ausland, aller Voraussicht nach 
Spänien, abgeschoben. Ersetzt wird er durch Rafael Nbdu 
den früheren Kommandanten der III. Brigade in Cali. Vera Uribss 

Oberaufsicht unterlagen auch alle xkriegsgerichtsprozesse, die iu 
der Hauptstadt stattfanden. Er erregte vor seiner Absetzun 


stiunte ds Klima unter 
zum eiuen hätte der 
en hervorg 


I 


serva- 


ein gewisses Aufsehen, als er während eines feierlichen Panxetts 
hoher Mil irs seine Meinung über die Rolle der Militär: Auf- 
rechtzrhaltung der Demokratie mit den Fäusten vertrat, wo er 


offensichtlich den Kürzeren zog uad sich in stationäre Behandluns 
begeben rußte, - Ebenfalls abgesetzt wurde der oberste nationale 
vefängnisdirektor E, Carnona Lopsz, dessen letzter Wunsch und Auf- 
trag an seine Untergebenen lautete, die politischen Jefangenen 
etwas härter anzufussen. 


Ein allseits erwarteter Besuch 


Diese Ereiznisse wurden etwas verdeckt Aurch den Besuch der Ar 
nesty-Delegation, der eine Woche lang die Titelsciten der gesamten 
Presse füllte unä cine Reihe von Disputen und Polsmiken ins Lehen 
rief, an denen alle Sektoren des öffentlichen Lebens teilnahmen, 

d.h, in erster Linie Vertreter der Regierung und Verteidiger der 

Menschenrechte. Die Regierung war sehr bemüht, den Besuch der De- 
legation als einen erneuten Versuch des internationalen Kommunia- 
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mus darzustellen, der es darauf abgesehen habe, das Ansehen des 


Landes i Ausland zu schädigen. 
i :ı hat sich jedoch Herr Turbay auf seiner Kuropareisı 
in ‚erı Harbst dazu verleiten lassen, ohne vorherige Absprache 


nit seinem feneral Gamacho Leyva, Yı eter dieser ÜÖrganisation 
einzuladen. (Aber aueh der feneral Bamacho verschickte des öfteren 
Einladungen, sich die demokratischen Institutionen seines Landes 
anzusehen; »u den Ei ladenen gehören such die LATEINAMERIEA - 
NACHRICHTEN). J ls empfing er die Nelegation auf die ihn 
eigene Art und am Tag ihrer Ankunft dı hsuchte eine be- 
waffnete Patruille das Hotelzimmer der Delegation. (Nach Angaben 
der Nilitärs handelte es sich dabei um einen Höflichkeitsbesuch.) 
Das Hotel wurde ständig ven Agenten der diversen Sicherheitsdienst? 
belagert; die vom Hotel aus geführten Telefongespräche wurden re- 
gelmäßig unterbrochen. - Andererseits bemühte sich die Regierung, 
die Delegation für ihre Politik zu begeistern: Man lud sie nach 
Huila ein, wo bei einen Zusammenstoß zwischen dem Militär und ei- 
ner Guerrillagru,v- drei Polizisten ums Leben kamen. Die Delegier- 
ten sollten mit eigenen Augen sehen, daß die Verletzung von Men- 
schenrechten, Besehneidung der öffentlichen Freiheiten und die An- 
wendung von Folter den Aktivitäten der bewaffneten Gruppen zuzu- 
schreiben sei und nicht e der Regierung. (Vor ein paar Monaten 
licß Präsident Turbay sogur in einen Interview mit 'Le Monde! ver- 
lauten, die politischen Gefangenen würden sich selbst foltern und 
verstümmeln, um den kolumbianischen staat zu diffamieren!) Die De- 
legation sah es allerdings nieht als ihre Aufgabe an, irgendwelche 
in dem zu untersuchenden Land verübten Delikte zu beurteilen, son- 
dern das Verhalten der Regierung zu kontrollieren, die das Abkommen 
über Menschenrechte unterzeichnet hat. Auf die Vorwürfe entgegnete 
sie, bei Amnesty handele es sich nicht um eine subversive Gruppe, 


vr 
Yı 
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div das Ziel hat, eine weltweite Kampagne zur Dilfanierung Kolumbiens 
im Ausland unzuzetteln. 


Aber trotz aller Verspreckungen, die Turbay der I} vor ei- 
nen Jahr in London machte, ließ die Regierung es ui duß die 
Delegierten in den Bogotu’er Geflängnissen die Härtlinge in ihren 
Zellen besuchen konnten. Die Treffen fanden vielmehr in extra dafür 
eingerichteten Büros der Gelängnisverwaltung statt. 

Man muß auch duramf ninwe ıß Annesty Kolumoleu nicht nur 
deshalb einen Besuch abstattete, weil der Herz Turbuy sie netter- 
weise eingeladen hatte, den Weihnachtsurlaub bei ihn zu verbrin- 
gen, sondern weil sie massenweise Hinweise und Anklageun wegen Fül- 
ter und willkürlicher Verhaftungen erhielten. Trst die Durchar- 
beitung dieses Materials veranlaßte sie zu der Reise, um Richtlinien 
zur Erhaltung der Menschenrechte auszuarbeiten. Die Entsendung 
einer Delegation ist für Amnesty eine außerg hnliche Maßnahme, 
die aufgrund des Ernstes der Situation ergriflen rde, Aus dem 
gleichen Grunde war vorher schon eine Speziulabteilung für Kolum- 
bien gegründet worden. 

Zu den Untersuchungen im 
rung von gefolterten Häftlingen dureh den & 
Federizo Allodi aus Kanada. Zu denen, die .eg; 
weise und Interpretation über das, was Mer \enrech seien, darleg- 
ten, gehörten der Präsident des Landes, sein ‘ jigunssminister 
General Camacho Leyya und weite Regierungsstellen und Ge 
wärter. Über die Realität der I schenrechte berichteten die Ver- 


Tande selbst gehörte auch die Examinie- 
uftragten und Arzt 
Delegation ihre Sicht- 


Entgegen den Gepflogenheiten von ai, selbst an die Öffentlichkeit 
zu treten, sahen sich die Delegierten eimal 8 ungen, sich an 
die Presse zu wenden: erstens um die Verfolgung und Beschattung 
durch Sicherheitsbeante, die nicht dem Schutz der Nelegation dien- 
te, anzuzeigen, wid Zweitens, um dem durch Rundfunk verbreiteten 
Gerücht zu widersprechen, der Delegierte E. Garcia sei schon ein- 
mal wegen subversiver Antivitäten aces Landes verwiesen worden. 


Trotz der intensiven Aufmerksamkeit, die ihnen von offizieller 
seite entgegengebracht wurde, (der Justizminister Hugo Escobar 
sierra, der uns auch schon durch diverse undenokratische Äußerun- 
gen bekannt ist -vgl LN 74 - begleitete sie auf ihrer Reise durch 
das Land) waren die Delegierten nit den Ergebnissen ihrer Unter- 
suchung zufrieden, Auf dem Flughafen noch wünschten sie den ver- 
bleibenden Verteidigern der Menschenrechte Mut, 


Der Bericht der Kommission wird in drei Monaten veröffentlicht 
werden. Dem Besuch kommt eine innenpolitische Bedeutung zu, da 
er eine öffentliche Diskussion über die Verletzungen von Men- 
schenrechten wachriel bau. verstärkte und verhbreiterte, 


Gefängnisberichte: »Sehen, Hören und Schweigen« 
LESERBRIEF 
Wegen einer Namensver 
nis Modelo inhaftiert, bis meine Unschuld wiesen wurde. Der 
Zeitraum reichte aus, um mir die Schmach und Entwürdigung, die 
Ausbeutung der Gefangenen durch andere Gefangene und Wärter, 
und die Ingerechtigkeit und ständige Verletzung der elcmentar- 
sten Menschenrechte in aller Deutlichkeit zu zeigen.(...) 

Der Satz 'vom Bus steigen', was soviel heißt wie Geld über- 
reichen, ist der, Ger am häufigsten benutzt wird, Vor der Auf- 
nahme ist mar gezwungen, sich die Haare schneiden zu lassen und 


'echselung war ien 15 Tage lang in Gefäng- 
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wer nicht mit 50 oder 60 Pesos"von Rus steigt, wird kahlgescho- 
von. Nach der Aufnahme werden mindestens 20 Pesos verlangt, um 
sich vom Reinemachdienst zu befreien und von her an (...) ist 
der Paktor Geld für den Ablauf des Gefänsnisalltagss so nötig 
vie der Sauerstoff, 

Der 'guachiman' oder Vertrauenshäftling des Kommandanten und 
der Wärter, der den Häftlingen die Zellen zutcilt, verlangt 
ganz offen Folgende Preise: Zwei-Mann-Zelle: pro Person 500 Pe- 
sos zur Aufnahne und 200 Pesos wöchentlich; Drei-Mann-Zelle: 
pro Ferson 400 Pesos zur Aufnahme und 170 wöchentlich; das Recht 
auf eine Matraze (Som dicke unhygienische Schaumstoffmatte): 
100 Pesos täglich; das Recht auf eine Decke: %0 Pesos pro Nacht. 

Fäftlinge, die kein Geld haben, werden in 1,40 x 2,00 m 
große KEin-Mann-Zellen zu viert oder fünft zusammengepfercht. 
(...) Ich werde nie den 'guachiman'! Monroy vergessen, der, als 
ich ihm sagte, es gähbe doch noch freie Zellen, mir antwortete, 
die reserviere er sich für irgendeinen 'dicken Fisch' am fol- 
genden Tas. (...) 


Angel Bueno (Pseudonym), Bogotä 


(Alternativa 260) 


“zum Vergleich: Minimallohn: ca. 3500 Pesos monatlich, Warenkorb 
für eine Familie: mind. 7500 Pesos monatlich, ! 1 Milch: 15 Pesos 
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Im Folgenden übersetzen wir Passagen aus einen Bericht über das 
Gefängnis 'Bellavista'! in Cartagena aus der, schwedischen Zeit- 
schrift Colombia Bulletinen Nr.8. 


Geflängnisalltag 


"Wir müssen im Sitzen schlafen; es ist sehr kalt, aber wir bekon- 
men keine Matrasen... Nicht mal eine Stunde läßt man uns an öie 
Sonne...Wenn wir den Wärtern nicht 10 oder 15 Pesos geben, lassen 
sie uns nicht austreten...Inseren Stuhlgang müssen wir auf einer 
Zeitung verrichten und an Eingang sammeln; wir urinieren an der 
Tür und diesen Gestank müssen wir ständig ertragen..." 
"sehen, hören und schweigen! lautet das oberste Gebot von Bella- 
vista. Aus Angst vor Repressalien redet kaun ein Gefangener über 
die Behandlung. 

In Lastwagen, die für 70 Häftlinge vorgesehen sind, werden 
bis zu 130 zusammengepfercht, obne Licht und Ventilation. Diejc- 
nigen, die genügend Geld haben, zahlen 400 Pesos um in der Ka- 
bine zu sitzen. 


krnährung 


Die Ernährung ist absolut unzureichend: nur ein Drittel der für 
den Körper notwendigen Kalorienmenge wird verabreicht, nur ein 
Drittel der notwendigen Kiweißmenge, nur ein Viertel des notwen- 
digen Calciums, nur die Hälfte des notwendigen Eisens, nur ein 
Viertel der notwendigen Kinheiten von Vit, A, weniger als ein 
Viertel der notwendigen Menge an Vit. Bl und B2, nur ein Drittel 
der Mindestmenge an Yit. GC, Um zu überleben, ist es notwendig, 
sich Essen in den Hotels zu kaufen, was ca. ıi000 Pesos wöchent- 
lich kostet und immer noch von schlechter Qualität und niedri- 
gen Nährwert ist, 


Krankheit 


"Als ich ins Gefängnis kam, war ich krank. Sie gaben mir eine 
Zelle, die sehr feucht war. Sie kümmern sich nicht Um einen, sun- 
dern gehen mit einem um wie mit Tieren: als würde man in den Stall 
geworfen und hinter einem wird abgeschlossen." 

hies alles widerspricht den Gefängnisregeln, nach denen jeder 
Häftling innerhalb der ersten 24 Stunden einer medizinischen Im- 
tersuchung unterzog_en werden sollte. Die vorherrschenden Krank- 
heiten im Gefängnis sind Folgende: Erkrankungen der Atemwege, le- 
schlechtskrankheiten, Erkrankungen des Verdauungsapparates, de- 
pressive Zustände, Ängste, Haut- und Nervenkrankheiten. 

Unterernährung, Zusammengepferchtsein, Feuchtigkeit, Ungezie- 
fer und fehlende Impfungen setzen die Häftlinge einer großen An- 
steckungsgefahr aus. Die Tuberkuloserate ist extrem hoch in Ge- 
fängnissen, 

‚ Die Wärter müssen bestochen werden, damit die Häftlinge medi- 
zinisch versorgt werden. ls gibt vier Ärzte für 3600 Gefangenen 
die jeweils acht Patienten täglich untersuchen. Die Dauer der 
Untersuchungen ist zu kurz, um die Krunkheiten genau zu erfassen. 
zwei Stunden täglich sind die Ärste da; d.n.die Anfahrtswege von 
ihrer Wohnung zum Gefängnis fallen in diese zwei Stunden mit hi- 
nein. - Medikamente sind ebenfalls nicht vorhanden. Manchmal wer- 
den von vornherein nur die untersucht, die das Geld haben, sich 
such die verschriebenen Medikamente zu kaufen. In Gefängniskran- 
xenhaus gibt es 18 Betten, es fehlt an Bettüchern und Decken, an 
Instrumenten und Personal. 


Arbeit 


Öbwohl Arbeit als Therapie zur moralischen und soziulen Rehabi- 
Litation zählt, ist sie ein Privilezx. Für das Recht "u urheiten 
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muß häufig dem Kommandanten eine Summe Geld 


BO Pes 


um 

gen 
son 
ZA 


Der 


ZU VETBESSEN, 
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gezahlt werden, ca. 


os. Die Häftlinge wollen urbeiten, um sich zu zerstreuen, 
daß sie Häftlinge sind oder um ihre Angehöri- 


zu unterstützen: von den 3600 läftlingen hängen 18 500 Per- 
en ab. Und nicht zuletzt deshalb wollen 


rbeitstage ihren Ge: 
Tageslohn beträgt 


unterhalb des Minimallohns (ca. 120 Pesos t 


Schlurf mit der Folter 


sie arbeiten, weil 


ingnisuufenthalt um einen Tag verkürzen, 
zwischen 10 und 55 Pesos, liegt also weit 


äglich). 


rw 


Angehörige politischer Gefangener organisieren sich 


I 


Sur Situation in den Gefängnissen haben wir ir i ! 
ıgegangenen Nummern der LATEINAMERIKA-NACHRICHTEN Berichte von 


politischen Gefangenen abgedruckt, 
Das Komitee für die Solidarität mit Politischen Gefangenen hat 
ein Komitee der Tamilienangehörigen politischer Gefangener gobil- 
det. Diese treffen sich regelmäßig und nehmen eine Reihe von Auf- 
gaben wahr: 
Anklage des üntwugs der grundlegenden demokratischen Bürger- 
rechte, wie des Rechtes auf Meinungsfreiheit... \ 

Anklage der Behandlung der Festgenommenen, der Verhöre, der 
psychischen und physischen Foltern 


1) 


2 
= 


s) 


Moralische Unterstützung 
der 


der Familienang 


5 


in dieser und in vı- 


ehörigen untereiran- 
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4) Unterstützung der Politischen Gefangenen in dem, was sie drin- 
gend benötigen: - Uirnährung 
j 


- Kleidung 

- Matratzen ... 
Die Unterstützung erfolert mit finanzieller Hilfe des Komitees = Mi 
für di »Jidarität mit den Folitischen Gefangenen und eini- ; D M k d p h B t h ft 
ee 3 as Massaker In der Spanischen DOISCNa 
Kommissionen werden gebildet, die die verschiedenen Gefängns- 
sc besuchen und Listen nit dem anfertigen, was am allemnötig- 
sten gebraucht wird, 

5) Teilnahme cines Vertreters an den Sitzungen des Komitees für 


die Solidarität mit den Politischen Gefangenen, um die jewei- Am 31.Januar besetzten 2o indianische Bauern ,unter ihnen auch 
ligen Frobleme und Bedürfrisse mitzuteilen. Frauen und eine Nonne,und mit ihnen 4 Studenten gegen Mittag 
5 Zösammenarbeit mit den Rechtsanwälten friedlich die spanische Botschaft.Sie sprachen mit dem Bot- 
7) Zusammenarbeit mit dem Psycholceischen Institut der Nationa- schafter,erklärten ihn ihre Situation,und daß sie in die Bot- 
len Universität; Psychologen helfen dabei, sich um die Kin- schaft gekommen seien,weil sie dies für die allerletzte Mög- 
der zu kümmern, die von dem plötzlichen Verschwinden eines lichkeit hielten,ihre Probleme öffentlich zu machen,Sie baten 
oder beider Elternteile stark betroffen sind, den Botschafter konkret um folgendes: 


1,Sich bei der guatemaltekischen Regierung dafür zu VerI- 
wenden,daß sie das Nilitär aus den seit Monaten besetz- 
ten Dörfern ihrer Provinz abziehe, 

2,Die Weltöffentlichkeit darüber zu informieren,in welcher 
Situation sie gezwungen seien zu leben. 

3,Die Erlaubnis,vor der Botschaft Spruchbänder 
in denen sie ihre Gründe für die Botschaftsbesetzung er- 
klärten. \ { 

4.Sich bei der guatemaltekischer Regierung dafür cinzusel- 
zen,daß man ihnen die Leichen ihrer im August/September 
1999 entführten und im Vezeuber desselben Jahres ermor- 
det aufgefundenen Augehörigen gäbe,damit sie sie beerdi- 
gen könnten, 


Diese Aufgsben werden in 5 Kommissionen wahrgenommen: 

- Die Pressekommission gibt Pressemitteilungen heraus 

- Die FTinanzkormission erhält das Geld und verteilt es nach den 
daringendsten Problemen, die ermittelt wurden, 

- Die "Bürger"komnission entwickelt Knmpagnen und nimmt Kontakt 
mit den Gewerkschaften und mit den Studenten auf. Sie organi- 
siert Unterslützungskampagnen auf der Straße, bei Händlern, 
bei Mitgliedern. Man sommelt Geld und Waren, alles was jeder 
Binzelne geben kann, 

- Soziale Kommission mit ähnlichen Aufgaben wie die "Bürger'"komn, 
- Leitungs- und Kooriinatiorskommission : sie sammelt die Proble- 
me, die von den einzelnen Mitgliedern bzw. von den Kommi.ssio- 
nen geäußert werden und leitet jaraus ab, was aktiv angegangen 
werden muß. An dieser Kommission nehmen je 2 Vertreter der üb- 


rigen Kommissionen teil, Der spanische Botschafter erklärte sich sofort bereit,sich Für 
Diese Familienangehörigen schufen sich einen Zusammenhalt unter- i diese Forderungen bei der guatemaltekischen Regierung einzuset- 
einander. Sie sehen ihre Probleme auch in einem größeren Zusam- zen. 
menhang, Die Familienangehörigen uruguayischer, argentinischer Während der letzten 2 Wochen hatten die indianischen Bauren 
url chilenischer Politischer Gefangener sind ihre Vorbilder. ähnliche Aktionen in Schulen,2 Rundfunkstationen und bei der 
Das Wissen darum, daß sie nicht allein sind, stärkt ihre alltög- OAS( Organisation amerikanischer Staaten) unternonmen.Solche 
liche Arbeit, Aktionen sind für sie inzwischen zur letzten Möglichkeit ge- 


‘ worden,die Öffentlichkeit Guatemalas und des Auslandes auf die 
völlige Unerträglichkeit ihrer Lebensbedingungen aufwerksam ZU 
machen.Die Bauern forderten die Schaffung einer Verhandlungs- 
komission und einer Komission,die die nilitärische "nterdrü- 
ckung in der Region Quiche untersuchen sollte,An diesen ko» 
missionen sollten Vertreter der Kirche,der Universität San 
Carlos,der Gewerkschaften und verschiedener Bauernligen mit- 


arbeiten. 
SPENDEN FÜR DIE POLITISCHEN GEFANGENEN BITTE AUF DAS FOLGENDE KONTO Doch es kam nicht mehr zu Kontakten zwischen dem A at 
P55 il 76966-104 Pac "Lin West;KENM. : MBIE tsc j jer guatemaltekischen Regierung .Gegen 15° un- 
ae co ar noto ensnatsiette der nationalen 
GEFANGENE Polizei und des Militärs die Botschaft.Der Versuch des spa- 
(Spendenbescheinigungen können zugesandt werden) nischen Botschafters,sich mit der guatemaltekischen Regierung 
{ ; in Verbindung zu selzen,schlug fehl. Inmnen- und Außenminister 
Quellen: Alternativa,Espoctudor, ai-Telex, Zeitschrift des Comite waren Unerreichbar bzw.ließen sich verlevg.en.Auch die direkte 
pour la Defense des Droits de L'Homme ct des Frisoniers Politiques Aufforderung an die Polizei und Militär sich zurückzuziehen, 
en CGOLOMBIE (Paris), Colombia Bulletinen (Schweden), Solidaridad wurde abgelehnt,stattdessen wurde die Botschaft gewaltsum ge- 


stürmt.Vor dem bestialischen Vorgehen der Sicherheitskräfte 
wichen die Besetzer und die Botschaftsanghörigen in das Zim- 
mer des Botschafters aus.Als die Polizei auch die Tür dieses 
Zimmers einschlug,explodierte ein Molotownocktail,.der dar Ge- 
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bäude augenblicklich in Brand setzte. In dem brennenden Gebäude 
starben 37 Nenschen.Nur ein Botschafts'besetzer' und der Rot- 
schafter selbst überlebten das Irferno, 

Der Botschafter machte nach dem Massaker die Resierung von 
Suatonala für das Massaker verantwortlich,Er sugte wörtlich: 


"Die Polizei leistete eine best’alische Arbeit.Sis ist allein 
schuldig... Verantwortlich ist die Regierung von Guatemala .Das 
Vorgehen der Polizei war von unglaublicher Brutalität,Die di- 
plomatische Exterritorialität wurde verletzt", 


Die spanische Regierung brach einen Tag später die aiplomati- 
schen Beziehungen zu Guatemala ab.,Nach dem Abbruch der diplo- 
mätischen Beziehungen zwischen Spanien und Guatemala riefen 
auch Mexiko und die Länder der Andenpaktstaaten( Kolumbien, 
Ekuador und Bolivien) ihre Botschafter zur Berichterstattung 
zurück, 


Wärretddessen wurden in Guatemala durch die Massenmedien als 
erste die indianischen Bauern,dis die Botschaft besetzt hatten, 
als "kommunistische Terroristen " kriminalisiert,und als zwei- 
ter der spanische Botschafter selbst,den man nun im Fernsehen 
beschuldiste, eirı "Komplize" der Botschaftsbesetzer zu sein. 

In den folgenden Tagen übernahmen auch verschiedene Zeitungen 
diese Be,chuldigung und behaupteten, der Botschafter habe 2 Wo- 
chen vor der Massaker die Frovinz Quich@ besucht und mit ver- 
schiedenen Bauernführern gesprochen.In der Zeitung 'El Impar- 
cial' war zu lesen,daß Spanien sich in diesem Fall offensicht- 
lieh nicht wie Spanien,sondern wie ein sozialistisches Land 
verhalten habe,kin Abgeoräneter der NLN( koviniento ‘ce Libe- 
raciön Nacional - rechtsextreme faschistische Partei im Kon- 
gress)drückte sich so aus: Wir wissen,daß der Botschafter ein 
Mitglied der extremen Linken Spaniens ist....außerdem hat die 
MIN Informationen,nach deren der Botschafter Cajal Kontakt mit 
subversiyen Elementen aus Uspantan(der Gemeinde in Quich&,wo 
die indianischen Bauern hergekommen waren,Anm.d.R.)hatte", 
(Alle Informatioren zu diesem Abschnitt aus INFORPRESS,No. 
378,7.Februar 1980) 


Während also die politischen YWortführer der extremen Rechten 
wie auch ein Teil der Wassermedien sich mühten ihre Version 
glaubhaft zu machen,derzufolge der spanische Botschafter selbst 
in den 'Anschlag' der "kommunistischen Terroristen" verwickelt 
gewesen wäre,mobilisierte das völkerrechtswidrige Verhalten 
der Polizei bzw.der Kegieruns Bauern-,Gewerkschafts- und Stu- 
dentenorganisationen in gleicher Weise, 


Am Samstag,den 2,Februar 1980,zwei Tage nach dem Massaker, wur- 
den die ?4 toten Botschaftsbesetzer ix einer Demonstration von 
ca, 20.000 Menschen durch die Innenstadt von Guatemala City zu 
Grabe getragen.Während dieser Demonstration wurden ein Gewerk- 
schaftsführer der FASGUA(Federaciön Autönoma Sindical de Guate- 
mala) Hector Santinez , der Student und Vorsitzende: der Verei- 
nigung der Medizinstudenten,Gustavo Adolfo Hernandez und ein 
Student namens Jesüs Espana ans dem Hinterhalt orschossen und 
eine siebzehnjäh ige Studentin entführt,die bis heute ver- 
schwunden ist. 

Der Terror setzte sich fort.Der einzig Überlebende der india- 
nischen Bauern,Gregorio Yuya Shoma,der zuerst wit schweren 
Brandwunden in ein Öffentliches Hospital gebracht worden war, 
später jedoch auf Wunsch des spanischen Botschafters in die 
Privatklinik verlegt wurde,in der auch der Rotschäfter behan- 
delt wurde,wurde um T-g nach dem Nassaker von eiren bewaffneten 


Im folgenden drucken wir ein Plugblatt ab, das auch als 
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stehenden Kli- 
inissen 1m1d. 
Ltätsgebäude 


Kommando aus der theoretisch unter Polizeischutz 
nik entführt.2 Tage später wurde er mit p£ri 
Folterspuren an allen Gliedmaßen vor dem Univer 
ger Hauptstadt tot aufgefunden, 


Der Botschafter,nun einzig überlebender ummittelbarer Zeuge des 
Massakers, flüchtete aus dem Krankenhaus und suchte Schutz in 
der Us-amerikanischen Botschaft, 

Aber auch außerhalb der Hauptstadt kam es zu Aktionen gegen den 
erneuten Terror der Regierung und der Militärs. Tage nach den 
Nassaker in der Botschaft überfielen Muerilleros in der Provinz 
Quich&, aus der die indianischen Bauern gekommen waren,eine Fahr- 
zeugkolorne der Ärmee.Bei dem Überfall auf die Kolonne fanden 9 
Soldaten,ein Zivilbeamte,ein Offizier und zwei Guerilleros den 
Tod,Einen Tag später wurden zwei weitere Soldaten und der für 
die Wilitärgerichtsbarkeit des Generalstabs zuständige General 
Vireilio Villagran erschossen, 


In der Hauptstadt rief mittlerweile die CNUS ( Nationales Komi- 
tce der gewerkschaftlichen Einheit) zu Aktionen für die nächs- 
ten Wochen auf,die von Sabotage Über Massenmobilsierungen bis 
hin zu einem organisierten nationaler Generalstreik führen sol- 
ler.Hilfe für die Gewerkschaftsbewegung kommt auch vom Ausland, 
Die Inlernationäle Gewerkschaft der Nahrungs- und Genußmittelar- 
beiter (IUF) hat in Genf zu weltweiten Naßnahmen gegen das »me- 
rikanische Coca - Gola Unternehnen aufgerufen,um damit zegen die 
autigewerkschaftlichen gewaltsamen '"Unterdrückungsaktionen' in 
der Lizenzäniederlassung "Enbotelladora Guatemalteca" zu protes- 
tieren.In diesen Betrieb wurde eine der stärksten gewerkschart.- 
lichen Organisatio..en durch Ermordungen aktiver Arbeiter und Goe- 
werkschaftsführer zerschlagen. 


Steckbrief 
an Häuserwänden befestigt worden war, Es ist ein Beispiel für den 
Terror, den rechte Banden zur Finschüchterung gegen die Bevölkerung 
entfächen, Wie so oft dient der Antikommunismus - getreu der Ideo- 
logie der Nationalen Sicherheit - als Vorwand zur Legitimierung des 
Terrors: 


(exakte Kopie) 


VOLK VON AUICHE: 
KENNST DU DIE KOMMUNISTEN, DIE UNTER EUCH HERUMLAUFEN UND DIE MIT 
ANDEREN NATIONEN BEINEN PAXT GESCHLOSSEN HABEN UM UNSER LAND ZU 
VERKAUFEN; WEISE SIE AB UND GLAUBE IHREN TALSCHEN WAHRAEITEN NICHT 
TRETE NICHT IN KONTAKT MIT IHNEN, SIE WERDEN BALD GERICHTET WERDEN! 
DAMIT DU WEISST,WER ES IST, TEILEN WIR DIR MIT, WER ES IST: 


L.- MARTIN TABICO ZAPATA 10.JULIAN HAMILTON NORLEGA 
2,- PRIESTER LUIS GURRIARAN 11. DIEGO LOPEZ TIPAZ 

3.- PRIESTER FERNANDO HOYOS 12.MARCELO LAINEZ . 
4.- PRIESTER ANDRES LANZ 13.CLETO PONGTO AMBROGIO 
5.- PRIESTER BARTOLOME SANCHEZ 14, BASILIO CHAVEZ MSDRANO 
6.- FABIAN PEREZ 15.JUVENTING LOPEZ 

7.- SALOMON TABICO ZAPETA 16.LAIME MENDEZ u 

8.- EMETERIO TOJ MEDRANO 17,.LUIS APOLONIO LOPEA 

9.- HUGO RENE NORIEGA MOTTA 


"FÜR EIN KREIES GUATEMALA 
FUA 


("NEINEEITLICHE ANTIKOMMUNISTISCHE FRONT" 
YPRENTE UNIDO ANTICOMUNISTA") 
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Guatemala—Spanien 


Das Massaker, das die guatemaltekische Polizei in der spani- 
schen Botschaft verübt hatte, gab der spanischen Regierung Ge- 
legenheit, die gegenüber der Franco-Zeit veränderte Position 
Spaniens zu den Problemen Lateinamerikas dramatisch zu demon- 
strieren. Mehr aus dieser Intention heraus. denn wegen der Er- 
mordung spanischer Botschaftsangehöriger erfolgte der Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen zum guatemaltekischen Regime; 
dem guatemaltekischem Volk versicherte die Madrider Regierung 
ihre Freundschaft (vgl. El Pais vom 2, 2, 80). 


In der Nach-Francozeit versucht v.a, die Regierung Suarez zu 
demonstrieren, daß sie für einen Weg der Demokratisierung der 
von diktatorischen Regimes beherrschten Länder Lateinamerikas 
eintritt, Dabei soll das spanische Beispiel des Übergangs von 
der frankistischen Diktatur zu westeuropäisch-parlamentari- 
schen Strukturen als Demokratisierungsmodell auch für den la- 
teinamerikanischen Raum Gültigkeit haben. In diesem Zusammen- 
hang unterscheiden sich die Vorstellungen der UCD-Regierung 
des"geläuterten Frankisten" Suarez und der größten spanischen 
Oppositionspartei PSOE (Mitglied der Sozialistischen Interna- 
tionalen) nur graduell, Gerade PSOE-Chef Felipe Gonzalez war 
für die Sozialistische Internationale in den letzten Jahren 
in Lateinamerika sehr aktiv, um Einflußsphären zu erschlies- 
sen bzw. zu sichern. Aber auch Premier Suarez und König Juan 
Carlos versuchten bei ihren Staatsbesuchen in Lateinamerika, 
die neue, aktivere Rolle Spaniens zu verdeutlichen, Bestärkt 
in diesem Bemühen um stärkere Verbindungen zwischen Spanien 
und seinen shemaligen lateinamerikanischen Kolonien unter den 
Motto der Bewahrung der kulturellen Einheit der "Hispanidad" 
wird die spanische Politik sowohl durch die USA als auch durch 
die führenden EG-Staaten, Die spanische Politik soll praktisch 
das "Trojanische Pferd" für zwei Zielsetzungen abgeben. Die 
USA erhoffen sich durch das spanische Engagement eine Siche- 
rung kapitalistischer Weltmarktstrukturen; Spanien ist hier- 
für prädestiniert, da seine Einbindung in das westliche 
Syatem trotz formaler Nicht-Zugehörigkeit zur NATO einerseits 
nicht in Frage steht, andererseits -s aber in der Lage ist, 
seine formale Blockfreiheit und seiae neue antidiktatorische 
Reputation in die Waagschale zu werfen.Außerdem hat es im Ge- 
gensatz zu den USA "keinen Dreck am Stecken", der aus anti- 
demokratischen Interventionen .stammt, Für die führenden EG- 
Staaten kommt ein weiterer Gesichtspunkt hinzu: für sie sind 
die traditionellen Bindungen Spaniens schlicht interessant, 
um auf diesem Weg stärker in lateinamerikanische Märkte einzu- 
dringen, 

Die spanische Regierung und die Opposition haben diese Rolle 


seit langem akzeptiert. Von daher gab es auch keine gewichti- 
ge Kritik in Spanien am Abbruch der Beziehungen zu Guatemala. 
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»Objektivität« in der westdeutschen Presse 


Der Schninktopf oder Ein Lehrstiück der Selbstzensur 


Über die blutigen Breienisse der letzten Wochen in Guatemala 
ist in der westileutschen Presse berichtet worden. Der Tod von 
mehr als 30 Menschen war offeusichtlish nötig, damit die Presse 
in der BRD überhaupt wahrnahn, was in Guabemala an der Tazes- 
ordnung ist: Polizei, Militär und die vechtsradikalen Todas- 
schwadronen begehen Häglich Morde an politischen Gegnern oder 
was sie dafür halten. Allein 1973 wurden nach Angaben der 
Jesuiten mindestens 5 252 Menschen ermordet. 


Zu den wenigen Presseorganen, die bereits vor 

sreignissen in der spanischen Botschaft in Luat 

teten, gehört die Wochenzeitung DIE 2BIT, Am 28.12.79 

tete das Mitglied der politischen Redaktion der ZWEIT Hor: 
Bieber über seine Bindrücke während einer Reise in das mittel- 
amerikanische Land. Er schließt seinen Artikel mit dem Satz: 
"Wer widerspricht schon einem Präsidenten, der sich über die 
Kernfrage seiner Antszeit hinwegtäuschen möchte?" 


Wir widersprechen auf jsden Fall einem Joumalistea, der sich 
(und seine Leser) aıf elegante Art um die Kernfraze Guatemalas, 
den Terror von rechts hinwegmogeln möchte, Er sagt zwar solche 
Dinge wie:"Xritik an den herrschenden Verhältnissen ist lebans- 
gefährlich" und er schreibt von dam "Risiko, von einer der 

vier rechtsextrenistischan Terrorarganisationen umgebracht zu 
werden", aber in gleichen Absatz macht er nach der üblichen 

Art der westdeutschan Pres auf die angebl e Gefahr von 
links aufmerksan und sch bt von den "Todeslisten der Links- 
extremen" und davon, daß "Polizei und Justiz...hilflos furcht- 
sam zuschauen", 


Das ist zunächst nichts besönderes:"Öbjektivität" in der wost- 
deutschen Presse heißt in der Regel, auch - und vorallen - 

nach links zu schlagen, wenn es sich schön nicht vermeiden ließ, 
nach rechts zu schauen. Der Artikel von Bieber allerliags hatte 
noch ein Nachspiel, in dem deutlich vrurde, daß es dem Autor 
Bieber offensichtlich nicht an Kenatuissen und Informationen 
über die tatsächliche Situation in Wmatemala zefehlt hat, Von 
verschiedenen Solidaritäts- und amıesty international-Grupgen 
angesprochen, gab er, wenn auch nur indirekt mu, daß der 
Bericht in dev ZEIT vom 28,12,79 nicht seinen Kenntnisstand, 
geschweige denn den Tatsachen entsproshen hat. Herr Bieber 
kündigte in einen der Briefe eine "ungesehminkte Analyse" in 
einer Fachzeitschrift an. Der Artikel in der ZEIT war also 
"seschmiakt" und Bieber war sich dessen bewußt! 


"Die Schere im Kopf" hat eine neue Varisnte bekommen, Horst 
Bieber von der Wochenzeitung "DIE ZEIT" liafect sic: Der 
Schninktopf in dar Hand des Journalisten. Ein Lehrstück ia 
Sachea Selbstzensur, 
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Kurzmeldungen 


Bolivien 


Sroßes Aufsehen in der bolivianischen Presse erregten Anfang re- 
bruar zwei deutsche Delegationen. Zum einen handelte es sich dabei 
enrarier von SPD, FDP und CDU, die im Rahman einer In- 
reise durch verschiedene lateinamerikanische Länder auch 
zweite undwichtigere Gruppe kam von BNZ, 
angeführt vor Alwin Brück, dem parlamentarischen Staatssekretöt 
von Herrn Ufferyeld ıınd begleitet von nohen BNZ-MIESERSLBET TG, ie 
Sruppa von Herrn Brück wurde in Außen- und Planungsminisberlum 

als auch von der Fräsidentin Lydia Gueiler persönlich u 
vor der deutsch-boliwianischen Handelskammer berichteten die a 
wicklungshilfeexperten' über die Ziele ee 
wicklungshilfe im allgemeinen als auch über die Zusammenarbei mi 
Bolivien in Einzelfragen. Im Vordergrund stand dabei die techni- 
-»che Zusammenarbeit und Erweiterung der Investitionen im Minen- 


bereich. 


m 4 Parl 
formation \ 
nach Bolivien kamen. Di 


Nitte Januar gab Botschafter Paul E. Boek in La Paz bekannt, daß er 
seine Mission als Rotschafter der USA in Bolivien beendet hat, 
T.E.Boek hatte sein Amt im Oktober 1977, wenige Tage vor General 
Banzers "historischer Rede! (s, LN 55), übernommen und galt als Ver- 
treter einer "weichen" Linie der US-Außenpolitik. Im Zuge der Mensch- 
enrechtspolitk Carters war er beauftragt worden, den "Demokratisier- 
ungs- und Konstituticnalisierungsprozeß" in Bolivien, ä.h. den Über- 
gang von General Banzers Diktatur in eine "kontrollierte Demokratie} 
zu überwachen. 

Boek hält sich weiterhin in Bolivien auf. Es ist noch nicht bekannt 
geworden wer sls Nachfolger kommen wird. Die Beendigung seiner Bot- ’ 
schafts-Mission kann jedoch als Zeichen einer Änderung der US-FPolitik 
gegenüber Bolivien gewertet werden, 


Kolumbien 


Nachdem durch Überschwemmungen das Elendsviertel Patio Bonito in 
Bogotä völlig zerstört wurde, versprach die Erste Dame des Landes 
Dona Nydiu, deß kein Bewohner dieses Viertels ohne Dach über dem 
Kopf bleiben solle, Trotz der defätistischen Keden und Voraus- 
sagen der Pessimisten und Besserwisser erfüllte sie am Sonntag, 
sem 3.2. in einen einmaligen geschichtlichen Akt von Großherzig- 
keit und Güte ihr Versprechen. Diese armen Menschen hatten ihr 
Dach über dem Kopf vorloren und solches gab man ihnen wieder: 

‚ede der 250 Familien erhielt ?4 Ziegel, 2 Säcke Zement, eine Tür, 
ein Daar Senube und einen Topf. Noch niemals zuvor in der gesam- 
ten kolumbianischen ichte konnte sich eine Regierung rühnen, 
auf so wirkungsvolle Weise dem Armen zu einem Dach über dem Kopf 
verholfen und somit einen nationalen Notstand so effizient be- 

t zu haben. 


seiti 


rk von Dona Nydia zeugt von wahrer historischer Größe 
ullb ung wieder mit Hoffnung für die Liberale Partei. 


Das 
und eri 
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PERU 


Zur aktuellen Situation des Agrarsektors 


Ondores — Ein Einzelfall? 


Die Landbesetzungen der Bauern der Dorfgemeinschaft von San Juan de 
Ondores, Provinz Junin, in den Zentralanden gelegen, machen seit 
September 1979 Schlagzeilen in den linken Zeitschriften in Peru, 

Was ist geschehen? 

Am 6. September 1979 besetzten über 2 000 Frauen und Männer der 
Dorfgemeinschaft San Juan de Ondores einen Teil der 243.000 ha gros- 
sen SAIS Tfıpac Amaru, einem staatlichen Genossenschaftsbetriebs, 

der 1970 im Zuge der ÄAgrarreform gegründet wurde. Die SAIS galt als 
'Musterbeispiel' eines Viehwirtschaftsbetriebes für das Genossen- 
schaftsmodell der peruanischen Regierung. 

Das von den Bauern beanspruchte Gelände ist als die Farm von Atoc- 
saico bekannt, die 17,500 na groß ist und ca. 220 km von der Dorfge- 
meinschaft San Juan de Ondores entfernt liegt. 


Die SAIS Tüpac Amura und die Dorfgemeinschaft San Juan de Ondores 


Die Dorfgemeinschaft San Juan de Ondores kämpft schon seit Jahrhun- 
derten um die Farm von Abocsaico, die ihr im Jahre 1707 von spani- 
schen Großgrundbesitzern gestohlen und 71902 an die große US-Minen- 
Gesellschaft "Cerro de Pasco Oopper Corporation" verkauft worden war. 
Da sie noch alte Besitztitel für ihr Komunalland Atocsaico vorweisen 
konnte, führte sie 11 Jahre lang ein Gerichtsverfahren gegen die 
Verro de Pasco Corporation und erreichte, daß ihr das beanspruchte 
Gebiet vom Agrartribunal am 13. Nov. 1969 tatsächlich zugesprochen 
wurde. Im gleichen Jahr kam aber auch die neue Agrarreform zur An- 
wendung, die Gerro de Pasco Corporation wurde enteignet und auf 
ihren ehemaligen Ländereien wurde die SAIS Tfıpac Amaru gegründet 
welche Abocsaico weiterhin als Teil des Gen»ssenschaftslandes bean- 
spruchte.. Die Bauern von San Juan de Ondores mußten ein weiteres 
Jahr werben, bis das Urteil von 1969 durch das oberste Asrartribunal 
am 2.Sept. 1970 bestätigt und Atocsaico den Bauern von Ondores end- 
gültig zugesprochen wurde. 


Die SAIS hält sich nicht an die Gesetze 


Die Dorfgemeinschaft wartete ungeduldig bis zum 6. Sept. 1979 bis 
von zuständigen Landrichter in Gerro de Pasco nocheinmal das Urteil 
des Agrartribunals bestätigt wurde und zog erst dann mit ihrem Vieh 
in einem 24-Stunden-langen Narsch nach Atocsaico und baute dort die 
ersten Hütten auf, 
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Die SAIS begann sofort mit Einschüchterungsversuchen: sie versperr- 
ten die Straße nach Abocsaico und versuchten mehrfach das Vieh der 
Dorfigemeinschaft zu vertreiben. Außerdem erreichVen die Verwalter 
der SAIS, daß schon am 2:10.79 das Agrartribunal in Lima ihren Ein- 
spruch aner"aunte und das Urteil. von 1969, das zugunsten der Dorfge- 
neinschaft „autete, aufhob und die Fingliederung von Atocsaico in 
die SAIS Ifpac Amaru befahl, 

Danach ve: „.oren die Bauern nun die Geduld niit den Gerichten und wei- 
gerten "ick Abacsaico zu verlassen. 


w) 


Wie die Bauern ihre Landnahme organisieren 


Auf den Ländereien von Atbocsaico haben sich die Bauern in > Sektoren 
aufgeteilt, je nach Bearbeitung des Geländes durch die Mitglieder 
der Dorfgemeinschaft,. In jedem der 5 Sektoren wurden bescheidene 
Hitten aus Erde und Stroh errichtet. In Umkreis der Hütten weidet 
das Vieh, für das es auf den wenigen Weiden von Ondores kein Platz 
nehr gab. Das Viehhüten, sowie aie Milch-, Käse- und. Wollherstellung 
werden in Gemeinschaftsarbeit erledigt. In allen 5 Sektoren wurde 
eine Guardia Compesina (Bauernwache) aufgestellt, die je nach Mög- 
lichkeiten zu Fuß oder zu Pferd die Grenzen bewachte und mit Stein- 
schleudern und Bogen bewaffnet; waren, die von den Frauen hergestellt 
wurden. RR . 

Die Söhne der Bauern von Ondores, die in den umliegenden Orten ar- 
beiten, kamen jedes Wochenende nit Lebensmitteln und schlichen sich 
auf neuen Pfaden nach Atocsaico, um beim komunalen Anbau zu helfen. 
Sie machten in Ihren Orten Propaganda für die Landbesetzung und 
sorgten dafür,daß andere an die SAIS angegliederte Dorfgemeinschaften 
sowie Kinenarbeiter aus den in der Nähe gelegenen Bergbauzentren, 
sich mit Ondores solidarisiert haben. 
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Verleumdungskampagne der SAIS 


Die SAIS behauptete unterdessen auf einer Pressekonferenz, daß die 
Bauern von ÖOndores mit der "Besetzung" von Atocsaico einen Schaden 
von mehr als 100 Millionen Soles angerichtet hätten, 

Im November 1979 wurde bei der Untersuchung des Falls Ondores von 
einem Landgericht in H„ancayo eine Veruntreuung in der Verwaltung 
der SAIS Tepas Amaru entdeckt. Demnach wurden fast 5 Millionen Soles 
ca. 35 000,- DM) von dem Verwalter der SAIS und seinem Bruder, den 
er als Kassenwart angestellt hatte, hinterzogen. Bis heute sind aber 
noch keine gerichtlichen Schritte gegen die Verantwortlichen einge- 
leitet worden. 

Am 9, Nov. 1979 gelang es einer Kommission bestehend aus Delegierten 
der Bauern von Ondores, einem Vertreter der OCP und einem Vertreter 
der CNA, mit dem Agrarminister „ General Carlos Gamarra, zusammenzu- 
treffen und ihm das mündliche Versprechen zu entlocken, es werde zu- 
nächst keine gewaltsame Vertreibung der Bauern von Atocsaico geben. 
Außerdem versprach der Agrarminister, sich für direkte Verhandlungen 
zwischen der Verwaltung der SAIS und der Dorfgemeinschaft von San 
Juan de Ondores einzusetzen. In diesen direkten Verhandlungen mit 
der SAIS wollten die Bauern die genauen Grenzen von Atocsaico ab- 
stecken, der SAIS die begrenzte Nutzung der Weiden von Atocsaico 
während bestimmter Monate des Jahres und die Bingliederung der An- 
gestellten der SAIS in die Dorfgemeinschaft anbieten. 

Der Agrarminister hob aber trotz allem die richterliche Anordnung 
vom 26.10. 1979 zur gewaltsamen Räumung von Atocsaico nicht auf, 


Das Massaker 


& Tage vor Weihnachten, am 13.12.79 komnt es zur gewaltsamen Räumung 
von Atocsaico. Zwischen 3 und 4 Uhr morgens rückten - auf Wunsch der 
Angestellten der SAIS - 500 Sinchis (Spezialeinheit der Folizei zur 
Bekämpfung von Guerilleros) an, warfen Tränengasbomben, brannten die 
Hütten der Bauern nieder, verbrannten Weiden und Vieh und stahlen die 
wenigen Gebrauchsgegenstände der Bauern. Im Laufe des Überfalls, der 
sich durch äußerste Brutalität auszeichnet, werden 5 Bauern ermordet, 
bzw. sterben an den Folgen ihrer Verletzungen, 20 verletzt, 44 verhaf- 
tet und es kommt zu Vergewaltigungen einiger Bäuerinnen. Die Bauern 
werden von Atocsaico vertrieben und müssen in ibre Dorfgemeinschaft 
zurückkehren. 

Am gleichen Tag wird Luna Vargas, Generalsekretär dev CCP in Lima 
verhaftet, da die staatlichen Funktionäre die GCP-Führung als Verant- 
wortliche des Konflikts darzustellen versucht ("Aufwiegler der Massen"), 


Reaktion der peruanischen Linken 


Die peruanische Linke reagiert mit Solidaritätsaufrufen und Kund- 
gebungen für die Bauern von Ondores. Au 18. 12. und 27.12.79 ver- 
öffentlicht die Zeitschrift MARKA Unterschriftenlisten, in denen 

- mit wenigen Ausnah men - alle linken Partwier un} Persönlichkei- 
ten gegen das repressiw: Vorgehen. der Regierung protestierten. Die 
Asamblea perwanente de Defensa de los Derechos Humanos (Menschen- 
rechtsorganisation) organisiert vom 28.1.80 bis 5.2.80 eine Solida- 
ritätsworhe für die Bauern von Ondores. 
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- Wus bedeutet ‚lies lür die Versorsung der städtischen wie auch 
ländlichen Bevölkerung mit Nahrungsmitteln? Chronische interne 
Nahrungsmittelverknappung bei gleichzeitigen Export von Land- 
wirtschaftlichen Produkten? 

- Welche Bewußtscinsprozesse hat die peruanische Landbevölkerung 
bzw. die Kleir- und Mittelbauern sowie die Mitglieder der Dorf- 
gemeinschaften (comunidades campesinas) durchlaufen? „as sind ihre 
Zielsetzungen, ihre Aktionen, ihre Organisationsformen? Welche 
Rolle spielt die 'revolutionäre' Bauerngewerkschaft CCP? Was ist 
das Verhältnis ihrer Führer zur Basis? Wie verhält sich die von 
der Militärregierung gegründete, früher 'reformistische' Bauern- 
gewerkschaft CNA, die trotz offizieller Auflösung durch die Re- 
gierung (1979) weiter axistiert und 2,7. eine Bündnispolitik mit 
der CCP betreibt? Was sind ihre kurz-, mittel- und langfristigen 
Zielsetzungen? 

- Wie verhält sich die peruanische Linke zu den Problemen der Bau- 
ern bzw. der Agrarproblematik? Wie sehen sie das Verhältnis: 
städtisches Proletariat / städtische Marginale / ländliches Pro- 
letariat? Was sind ihre Einschätzungen der Entwicklung des peru- 
anıischen Asrarscektors im Hinblick auf eine schrittweise 'Durch- 
kapıitalisierung' einer 'neripheren, dominant kapitalistischen Ge- 
sellschaft'!? Was bedeutet für Peru, für seine verschiedenen Iun- 
desteile und Regionen die kennzeichnung 'strukturelle Heteroge- 
nität! einer dependenven Gesellschaft? 


Obige Sammlung offener Fragen soll uns als Leitisden dienen, in den 
folgenden Nummern der Lä-Nachrichten in loser Reihenfolge Artikel zu 
veröffentlichen, in denen wir wenigstens ansatzweise versuchen wol- 
len, die wichtigsten Aspekte der aktuellen Situstion des peruanischen 
Agrarsektors zu umreißen, 


Fragen zum Agrarsektor 
BEMANA DE SOLIDARIMD COoW ONDORES Y 
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Die Auseinandersetzungen im peruanischen Agrarsektor haben sich den 

letzten Jahren kontinuierlich verschärft und über das ganze Land 
teilt. Seit Juli 1979 kam es fast wöchentlich in den verschiedo- 

onen der Sierra zu Landnahmen, die von den repressiven Re- 
slerungsorganen 7.1. brutal niedergeschlagen wurden, 

Die Pressemeldungen über die Probleme der Dorfgemeinde von ÖONDORES 

lieferten den Anstoß, um uns weitere Fragen zu stellen: 

- ist Ondores ein finzelfall, oder ein struktureliles Fhänomen in 
der Entwicklung des peruanischen Agrarseklors selt 19697 Deih. 
inwieweit hab die peruanische Agrarreform, die auf sorialrefor- 
mistischen Zielsetzungen begründet war, die Widersprüche auf 
dem Lande nur verschärft, anstatt sie abzubauen? 

- Was ist die Reaktion der Regierung auf diese Entwicklung? Wobei 
zu unterscheiden wäre zwischen den offiziellen Statements, die 
von Regierungsseiie bzw. ihren Verbündeten abgegeben werden, und 
der konkreten Folitik, die je nach Region und Druck der Basis 
auch unterschiedlich - teils widersprüchlich —- zu sein scheint. 

- Welche Position beziehen internationale Organisationen wie Welt- 
bank, FAQ, etc. zur Agrarfrage in Peru? Wie sehen ihre kurz-, 
mittel- und langfristigen Stratesien zus bezüglich Peru? Wie und 
mit welchen Druckmitteln versuchen sie,ihre Politik in Peru durch- 
„usetzen? 


HUANOAVELICA Y ORGANIZACIONES EN LUCHA 


Hiermit ruft die peruanische'Gesellschaft zur 


Verteidigung der Menschenrechte: zur Solidarität 
mit den Bauern von Undores und Huancavelica auf, 
Spendenkonto: PSA Biln!, Elfriede Kohut, 
Ktonr, 380087-108 


Kennwort: Peru -— Ondores 
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MEXICO 


Die weißen Brigaden: Der offizielle Terror 


Jahrelang hatte die Regierung und die regierungstreue Presse in 
Mexiko geleummet, daß es eine "3rigada Blanca", eine weiße Brigade, 
eine von der Regierung bezahlte Terror- und Mörderbande gäbe, 
Internationale Juristenvereinigungen und Amnesty Interuational 
hatten die Regierung mehrfach auf. geheime Gefängnisse und Polter- 
zentren angesprochen, die sich der Unterstützung der Regierung 
erfreuen. Die Regierung hatte jahrelang behauptet, die Weiße Bri- 
gade sei nichts anderes als ein weißer Elefant in den Köpfen 
paranoischer Linker und Regimegegner. Inzwischen liegt der Beweis 
vor, daß es die Weiße Brigade gibt, daß sie oine Abteilung der 
mexikanischen Polizei ist, daß sie in einem Militärlager in der 
mexikanischen Hauptstadt ihr Quartier hat, und daß sie behörden- 


in;een auch Weiße Brigade heißt. 


Das offizielle (und teilweise auch inoffizielle) Schweigen, das 
sich um die beantete Müörderbande der Weißen Brigade gehüllt hat, 
war verständlich: wenige sind dieser folternden, brandschatzenden 
and mordenden Horde entkommen; die, die lebend entkamen, schwiegen 
häufig aus Angst vor Racheakten. Einige Fakten über die weiße 
Brigade werden Anfang Januar 1980 in der mexikanischen oppositio- 
nellen Zeitschrift "?ROCESO" veröffentlicht. Nach den vorliegenden 
Informationen handelt as sich bei dieser Truppe um die Nachfolge- 
organisation des "Jlympischen Batallions", jener Einsatztruppe, 
die für den Tod von tausenden von Studenten während der Demonstra- 
tion am 2, Oktober 1968 auf den Platz der Drei Kulturen in Mexiko 
verantwortlich ist, 


Eine weitere blutige Spur ninterließ die Truppe bei einem Massaker 
am 19.Jıni 1971 ebenfalls in Mexiko-Stadt, bei dem hunderte von 
Denonstranten ms Leben kamen; die Zahl der Verschwundenen ist bis 
heube genauso ungeklärt, wie die Anzahl der Toten, Die nächste 
Aufgabe dieser Sinheit bestand in der Guerrilla-Bekämpfung, in 
Neren Rahmen nahezu die gesamte mexikanische Guerrilla zerschlagen 
wurde. 

Es kam dann 1975 zu einem für die Repressinnsorgane schwerwiegenden 


Zwischenfall: die beiden führenden Köpfe der Anti-Guerrilla-Truppe 
hatten sich schändliches erlaubt: sie waren dabei ertappt worden, 
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Die Haft der beiden Offiziere dauerte nicht lange; den vorliegenden 
Informationen zufolge wurden sie nach knapp einem Jar wieder ent- 
lassen: die Weiße Brigade konnte auf diese "Kapazitäten" nicht ver- 
zichten. 


Den Dokumenten und Infornationen von PROCESO zufolge steht folgendes 

gesichert fest: 

- Die weiße Brigade ist als "Brigade Nr.9 - Weiße Brigade" Jer Ab- 
teilung Verbrechensvorbeugung zugegliedert. Im öffentlichen 
Telefonbuch der Stadt Mexiko ist sie nicht aufgeführt: dort findet 
man die achte und die zehnte Brigade. Im behördeninternen Tele- 
fonbuch steht sie unter der 0.2. Bezeichnung. 


- Die weiße Brigade hat ihren Sitz im "Sampo Militar nümero uno", 
dem Militärlager Nr, 1, das wie die Kasernen in aller Welt mili- 
tärisch abgeschirmt und der Öffentlichkeit nicht zugänglich ist. 

- Das Personal der Brigade rekrutiert sich aus Polizisten, die vom 


Polizei-Präsidiun der Stadt Mexiko und der dem Innenministerium 
zugeordneten Polizei abkomnandiert werden. 


- Auf den Gelände des Militärlagers Nr,1 befindet sich ein geheimes 
Gefängmis, sowie Einrichtungen, mit denen die illegal verhafteten 
Parsonen gefoltert werden (Elektro-Schocks, Eintauchen in schmutzi- 
ges Wasser und Fäkalien etc. 


i 2 .. ES PARA 
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daß sie Industrielle erpreßten, die versucht hatten, sich der Wenn ihr mit einer .„..genau deswegen um die Mehr- 
Zahlung von Steuern zu entziehen, Dafür wanderten sie ins Gefängnis SCHWEIGENDEN MEHR=- zur Aufrechterhal- heit schwei- 
und mit ihnen die Erfahrung und das Organisationstalent, das die HEIT rechnen könnt tung der Unterstü- gend zu halten 


beiden sich in langen Jahren blutiger Repression erworben hatten. wie ihr sagt zung durch unsere 
. i . Warum gebt ihr dann Basis 

Nachdem die beiden aus dem Verkehr gezogen waren, versuchte die soviel Geld aus für 

Regierung, aus Verbänden der Kriminal- und der Militärpolizei Panzerwagen ‚Maschi- 


eine neue Truppe zu rekrutieren, eben jene "Weiße Brigade". nenpistolen etc? 
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Die weiße Brigade Üübb ihr 
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ın Terror offensichtlich im ganz nande 

aus und nimmt an den zuständigen Justizbehörden vorbei heimliche 
Verhaftungen aufgrund der Denunsiatimn von Latifunlisten, örtlichen 
Kaziken und Spitzeln der Geheimsolizei und der Geheimlisnste vor, 
Der Terror richtel sich gegen oppositianelle Bauermnführer, Intellek- 
tuelle, die das Volx in seinen Kampf unterstützen. Da das Eingreifen 
der Weißen Brigade aufgrund von Denunziationen erfolgt, gibt es in» 
Möglichkeil, sich gu verteidigen; darüber hinaus bleibt den Angehö- 
rigen der Festgenomnenen der Aufen ltsort unbekannt, Die Ver- 
haftungen erfolgen häufig nachts, die Verhafteten werden meist nit 
Kleinflugzeugen nach Meviko-Stad; gebracht, wo sich danı zunächst 
dis Spur verliert, 


Häufig werden ganze Familien festzenomnen, alle die Personen, die 
sich zum Zeitpunkt der Festnahme im Hause befinden. Auf diese \ 
hinterläßt die Festnahme und VYerschleppung keine Sparen. Es sin 
Fälle bekannt und dokumentiert, daß sogar Kinder von etwas nehr als 
einem Jahr festgenommen und gefoltert wurden. Viele Fälle sind es 
nicht, die dokumentiert werden können. Di die lebend das 
Militärlager Nr.1 verlassen haben, schweigen häufig; die Zahl der- 
jenigen, die es nicht lebend verlassen hayen, ist unbekanat. 


Die Angehörigen der politischen Gefangenen und Verschwundezen begin- 
hen sich zu Irganisirren, um Auskunft über den Verbleib Aus 
erhalten bzw. zu erzwingen. Die Regierung weigert 
präzise Auskünfte zu geben, da die Verschwuandenen sehr 
die Regierung müßte einzestehen, daß "argentinische" Vey 
in Mexiko Einzug gehalten haben, ein Rkingeständnis, daß 
gold des vermeintlichen Demokratie-, Indusbrie- uud Touris 
abblältern ließe, 

In jüngster Zeit begimien einige der shena 
terten Mexikaner sich öffentlich über ihre 
rungen nit der Weißen Brigade zu Äußern - ein Erfolg 
und Komitees, die sich in den vergangenen Janren Zunen 
Schicksal der politischen Gefangenen und der Yerschwınde 
und die in den wenigen kritischen Publikationsö’gäanen wie PROUESO 

und der Tageszeitung'uno mas uno’ eine erfreuliche Resonanz finden; 
angesichts des regierungs- und industrietreuen me nischen Zeitungs- 
einerleis eine wichtige Bedingang für die Arbeit der Komitees, 


inhaftierten und gefol- 
e und Erfah- 


Dar Redaktion der Lateinamerika-Nachrichten liegen verschieden 
Berichte über die Vorgehensweise der Weißen Brigale vor, Das Grund- 
muster dieser Bande iet immer das gleiche: Verhaftungen warden s0 
vorgenommen, daß niemand darüber später berichten kann: entweder 
nimmt man die ganze Familie nit oder man fingiert Verkehrkontrollen, 
vorwiegend nachts und verschleppt einige Personen oder man verhaftet 
Personen, die sich auf einer Reise befinden. Diese Vorgehensweisen 
lassen darauf schließen, daß die Weiße Brigade Über ein Spitzel- uni 
Ünerwachungssystem verfügt, dessen Netz sieh über das garze Tand 
gelegt hat, 
Die Weiße Brigade ist eine korrupte Bande. Dazu aus den Schilderungen 
eines 22-jährigen Mannes, der mit drei Freunden auf einer Landstraße 
festgenommen worden war: 4 
Yon Cuemavaca brachte man nich nach Cuautla...Der Sinn dioser 
Überführung war, daß ich von meinen Onkel, der in dieser Stadt 
wohnt, Geld verlangen sollte, um es den Polizisten mu geben; 
dafür versprachen sie uns, daß sie uns nicht weiter foltern 
würden und uns frei ließen. Als wir dann Im Hause meines Ver- 
wandten waren,und er sich weigerte, mir das Geld zu leihen, 
wurden sie auch gegen ihn gewalttätig und nahnen ihn fest, ohne 
daß seine Familie es merkte, Auf dem Rückweg zu dem Ort, an 
dem meine Freunde festgehalten wurden, sagten die Polizisten 
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issen, wir sind keine ge- 
ssonderes, wir sind won 


w 
B 


der Weißen Brigade!! 
In anderen Fällen nehmen die Mitglieder der Weißen Brisade die 
gauze Pamilie fest. Ist in Haus dann niemand mehr, plündern die 
Polizisten und nehmen alles nit, was nicht niet- und nagelfest ist, 
gleich ob es sich verwerten 1lAßt oder nicht, 


Aus allen uns vorliegenden Zeugenberichten und aus anderen Quellen 
geht herv»r, daß das Hauptquartier der Weißen Brigade tatsächlich 

im Militärlager Nv. 1 in Mexiko-Stadt ist, Dort werden die Fest- 
genommen unter unmenschlichen Bedingungen festgehalten; winzige 
Zellen dienen der Unterkunft von zahlreicher Sefangenen. Bekommen 
die Festgenomen überhaupt was zu essen - in den ersten Tagen bekom- 
men sie häufig nichts - so »#ind die Speisen bereits angeschimmelt 
und ungenießbar. 


Die Gefangenen werdea teilweise jahrelang in den Kerkern der 
Weißen Brigade festschalten,. Zu einem ?rozeh kommt es nie, Werdeu 
die Gefangenen liberhaupt jemalo Treigelassen, so geschieht dies 
unter Drohungen mnd der Ankündigung, das "Spiel könne sich ja 
wiederholen", Wieviele Menschen den Fänszen dieser Folterbande 

nicht lebend entkommen sind, wird nic bekannt werden, Man foltert 
die Gefangenen zu Tode oder "ersch t sie wie reudige Hunde" - 

so A, Durazo, der Polizeichet von Mexiko-Stadt in einer öffeat- 
lichen Erklärung zum "richtigen" Umgang mit Aktivisten, Die Deichea 
werden irgendwo an einen Straßenrand abgelegt, um dea Bindruck zu 
erwecken, es habe sich um cin gewöhnliches Verbrechen gehandelt, 


Einer der bekanntesten Strafverteidiger Mexikos, der in den seltonen 
Fällen, in denen es zu Prozessen gegen politische Gefangene kommt, 
immer wieder als Verteidiger auftritt, interpretiert die Weißen 
Brisaden als ein Ins ent der Regierung, das ihr aus den Händen 
geglitten ist und daß sie nicht mehr beherrscht, Die Regierung 
habe die Kontrolle darüber verloren. 


Den ist u.l, entschieden zu widersprechen, Nicht nur die oben zitierte 
Äußerung des Pulizeichefs von Mexiko-Stadt, Ncr empfiehlt, keine 
Gefangenen zu machen, sondern die Aktivisten wie Hunde zu erschirßen, 
zeugt davon, daß die Weiße Brigade sich in das Repressionssysten 
Mexikos pertekt einfügt; auch die Tatsache, daß der Standort der 
Brigade in einem Militärlager liegt, zeugt davon, daß diese Terror- 
bande staatlichen Segen genießt, Den politisch Verantwortlichen in 
der mexikanischen Regierung ist das Legressionsinstrunent nicht aus 
den Händen geglitten, sondern es sieht cher so aus, daß sie dem 
staatlichen Terror freie Hand lassen, weil sie ihn nicht kontrollie- 
ren wollen. 


Zwei Interviews 


Wir veröffentlichen im folgenden zwei Interviews mit Vertreterinnen 

der beiden Komitees zur Verteidigung der politischen Gefangenen, 
Verfolgten, Verschwundenen und Fxilierten. 

Das Interview mil Judit Reyes, Vertreterin des Inabhängigen Natioaa- 
len Komitees wurde iu Berlin geführt; das mit Rosario Ibäarra de la 
Piedra, Repräsentantin des Nationalen Komitees führte urser Redaktions- 
nitglied in Mexiko-Stadt, 
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Die Redaktion hat sich entschlossen, beide Komitees zu Worte kommen 
zu lassen, Das Unabhängige Komitee ist von parteipolitisch nicht 
gebundenen Personen getragen, in dem anderen Komitee arbeiten vor- 
allem Mitglieder und Sympathisanten der mexikanischen Linksparteien 
mit. Beide Komitees setzen sich für alle Genossen ein die aus 
politischen Gründen in Mexiko verfolgt, verhaftet werden die ver- 
schwunden sind oder die ins Exil gehen mußten. ’ 


Interview mit Rosario de la Piedra 


In Mexiko wurde am 12,.Dezember 1979 die "Nationale Front gegen die 
Repression" gegründet. An ihr beteiligen sich über 50 unabhängige Ge- 
werkschaften, Campesino-Bewegungen, Siedler-Organisationen der "bar- 
rios populares", Schüler- und Studenten-Gruppen und die linken politi- 
schen Parteien. Die Gründung der "Front" mit einer derart breiten Be- 
teiligung ist nicht nur ein wichtiger Schritt im Kampf gegen die Re- 
pression, sondern auch das erste Projekt seit längerer Zeit, das eine 
Vereinigung der mexikanischen Linken andeutet. Im folgenden Gespräch 
beschreibt Rosario Ibarra de la Piedra vom "Nationalen Komitee zur 
Verteidigung der politischen Gefangenen, Verfolgten, Verschwundenen 
und Exilierten" die Entwicklung seit dem Hungerstreik im Winter 1978 
und der Amnestie im Frühjahr 1979. 

Das Gespräch fand am 29.1.1980 in Mexico D.F. statt. 


Frage: Was ist in der Zeit seit dem Hungerstreik im Winter 1978 und 
der Amnestie passiert? 
Rosario Ibarra de la Piedra: Damals hat uns die Regierung erpresst. 

: Man sagte zu uns: Hören Sie auf mit dem 
Hungerstreik, dann werden Sie auch eine positive Antwort erhalten und 
bald Ihre Söhne wiedersehen. Wir haben den Hungerstreik abgebrochen, 
sind wieter in die Regierungsbüros gegangen, aber dort zog man sich 
nach und nach von den Versprechen zurück und versuchte, uns von neuem 
mit Ausflüchten abzuspeisen. Das einzige, was sie eigentlich von uns 
wollten, war, daß wir mit dem Hungerstreik aufhörten. Wir, das heißt 
die Leute vom Komitee, haben damals gelernt - einmal mehr gelernt 
weil, eigentlich war das ja eine alte Erfahrung -, daß Druck das ö 
einzige ist, was die Jungs aus dem Gefängnis herausbringen kann, die 
Männer und Frauen, die Alten und die Kinder - ein breiter politischer 
Kampf, an dem weite Teile der Bevölkerung teilnehmen, mit großer Öf- 
fentlichkeit und mit viel politischem Bewußtsein. wir mußten klar ma- 
chen, daß die Forderungen des Komitees - die Präsentierung der Ver- 
schwundenen also und eine Generalamnestie ohne Bedingungen - keine 
Forderungen eines isolierten Sektors sind, sondern, daß sie aus dem 
Volk kommen, vor allem aus seinen produktiven Teilen, von den Arbei- 
tern. wir nahmen uns also vor, in Zukunft nur noch in diese Richtung 
zu arbeiten: Schluß mit dem Gerenne zu den Behörden, das konnten wir 
von da an vergessen. Wir waren zu dem Ergebnis gekommen, daß die Ver- 
schwundenen und Gefangenen genau deshalb im Gefängnis sind, weil sie 
für die Forderungen der verschiedenen Sektoren des Volkes eintraten 
Daher konnten die Forderungen des Komitees nicht ausschließlich unsere 
sein, sondern es mußte eine Verpflichtung für alle Bewegungen werden 
ihre Kämpfer aus dem Gefängnis zu holen. Wir gingen also zu den Ge- ö 
werkschaften, vor die Fabriktore, zu den Bauern und zu den Bewohnern 
der "colonias populares" und riefen sie zur Gründung einer gemeinsa- 
men Front auf und zu einem Treffen im August. Am 10. und 11. August 
kamen 33 Organisationen. Auf dieser Sitzung wurde die "Front“noch 
nicht gegründet, man Sprach nur über die Möglichkeiten und benannte 
Förderungskomitees in der ganzen Republik. Einige Tage später veran- 
Staltete die Universität Sinaloa ein "Nationales Forum zur Präsen- 
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tierung der Verschwundenen und für eine General-Amnestie". An diesem 
Forum nahmen ungefähr 400 Leute teil, Repräsentanten der verschiedenen 
Organisationen, die sich alle in einem einig waren: der Gründung 

einer gemeinsamen Front gegen die Repression. Auf dem Forum wurde 

eine weitere Koordinationsstelle gebildet, um noch mehr Kontakte zu 
knüpfen. Wir im Komitee arbeiteten inzwischen weiter und sagten: 
Machen wir eine große Demonstration am 1o. Dezember, am Internatio- 
nalen Tag der Menschenrechte, machen wir diesen Marsch und sehen wir, 
ob die Bedingungen für die Gründung der "Front schon gegeben sind. Un- 
gefähr 20.000 Leute kamen zur Demonstration und wir meinten: Offenbar 
sind die Bedingungen da, also gründen wir die "Front". Am 12.Dezember 
konstituierte sich die "Nationale Front gegen die Repression". 


Frage: Was hat die "Front" vor, wie will sie arbeiten? 


Rosario Ibarra de la Piedra: Vor ein paar Tagen, am 26.Januar, hatten 
wir eine zweite Vollversammlung. Aus der 
ganzen Republik kamen Vertreter der Organisationen und auf der Sit- 
zung beschlossen wir einen nationalen Arbeitsplan. Zum einen werden 
wir eine Reihe von großen Veranstaltungen organisieren, die zur glei- 
chen Zeit in verschiedenen Städten stattfinden sollen: Am 10. Juni 
eine Demonstration, das ist der Jahrestag eines Massakers an Studen- 
ten, das 1971 war. Am 1. September eine zweite Veranstaltung, das ist 
der Tag, an dem der Präsident seinen Jahresbericht abgibt, Am 1.Sep- 
tember wartet das ganze Land auf das, was der Präsident sagt. Und weil 
er schon seit zwei Jahren von den Verschwundenen spricht, ohne daß in 
dieser Zeit etwas passiert wäre, werden wir eben weiter Druck ausüben. 
Dann eine andere Veranstaltung am 2. Oktober. Das ist ein histori- 
sches Datum in Mexiko, das man im Kampf einfach nicht übergehen kann. 
(1968, Massaker von Tlatelolco, bei dem mehrere hundert Menschen er- 
mordet wurden, d.Red.) Und schließlich eine Veranstaltung am 1o.De- 
zember, dem Jahrestag des Marsches, der den Beginn eines sehr brei- 
ten Kampfes markiert. Die "Front" selbst wird genau bestimmte Struk- 
turen haben: Es gibt Statuten... wie sie funktionieren wird, wer was 
bestimmt, was die Rechte sind und was die Pflichten. Es gibt einen 
Finanzplan... denn ohne Geld können wir überhaupt nichts machen. 
Schließlich gibt es einen Aktionsplan, der neben der Durchführung der 
Veranstaltungen, die ich nannte, noch andere Dinge enthält: Wir planen 
ein Training für alle, die mitarbeiten, um zu üben, wie man Leute 
agitieren und von der Notwendigkeit der "Front" überzeugen kann. Doku- 
mentation und Verarbeitung von Daten, Aufbau eines Archivs mit allen 
Fällen von Menschenrechtsverletzungen in Mexiko... gut geordnet und 
an verschiedenen Orten untergebracht, damit die Polizei nicht heran- 
kommt. Das Archiv werden wir auch an internationale Organisationen 
weitergeben, an Zeitschriften wie "Proceso", an Leute, die im gegebe- 
nen Augenblick sagen können: Was ist mit dem und dem passiert? Der 
ist da und da verschwunden. Daneben werden wir auch ein bißchen die 
legalen Aspekte nutzen, die wir bisher beiseite gelassetı haben, weil 
in Mexiko die Justiz nicht funktioniert. Die Gesetze, die von der 
Regierung gemacht werden, werden von derselben Regierung gebrochen, 
Wir werden also auch das benutzen, um alle Beteiligten zufriedenzu- 
stellen. Immerhin gibt es Leute, die nicht damit einverstanden sind, 
einen politischen Kampf zu führen: Nein, nein, das will ich nicht, was 
nützt mit das Komitee, wenn es nur herumschreit und Märsche veranstal- 
tet, ich will, daß alles legal zugeht ... wir werden das also nicht 


einfach ignorieren. 
Frage: Sehr Ihr schon erste Ergebnisse? 


Rosario Ibarra de la Piedra: Ja. Zum Beispiel war es am vergangenen 
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10.Dezember sehr wichtig, daß so viele Leute dabei waren. Das hat die 
Regierung ziemlich nervös gemacht und sie haben einige verschwundene 
Genossen freigelassen. Der Marsch war am 10., die "Front" wurde am 
12. gegründet und am 15. kamen die Genossen raus. Warum? Weil zu 
spüren war, daß dahinter eine große Kraft steckt, die weiter wächst, 
Da hat man eben ein paar Genossen rausgelassen, damit wir uns ein 
bißchen beruhigen. Aber im Gegenteil: Damit zeigt man uns, daß wir 
die richtige Politik verfolgen, daß wir weiter kämpfen und ihnen 
richtig zusetzen müssen, Ein anderes Beispiel: Eine Genossin ist 

im vergangenen Jahr aus einem geheimen Gefängnis herausgekomnen. 

Man hat sie freigelassen, als das Forum in Sinaloa war. Das heißt, 
jedes Mal, wenn wir unsere Kraft zeigen, kommen ein paar raus. Im vor- 
letzten Jahr, als wir die nationale Kampagne für die Amnestie bo- 
gannen, haben wir etwas organisiert, was der "Front" schon ähnlich 
war: die Nationale Repräsentative Kommission. Damals ließen sie sie- 
ben Verschwundene aus Sinaloa frei. Das ist es also, was etwas nützt. 


Frage: Wie ist die Verbindung des Komitees zu den anderen Gruppen in 
der "Front"? 


Rosario Ibarra de la Piedra: Es gibt Leute im Komitee, die meinen, 

daß wir uns nicht in die Forderungen von 
allen einmischen sollen. Sie sagen: Das sieht sehr schlecht aus, die 
Mütter der Verschwundenen, die gegen die Teuerung kämpfen...aber 
warum? Wenn das die Forderungen des Volkes sind, wie kann das schlecht 
aussehen? Das ist es gerade: Wir sind nicht isoliert, sondern sind ein 
Teil von allen. Zum Beispiel in Monterrey, einer Stadt voller Fabri- 
ken: Ich gehe in die Fabriken und zu den Gewerkschaften, um mit den 
Leuten zu reden. Das schafft ein Bewußtsein. Sie sagen: Die Frau 
kämpft „.. und wir, warum schauen wir nur zu? Das ist eine sehr 
schöne Sache. Oder wenn die Genossinnen kommen, die man gerade aus 
den geheimen Gefängnissen herausgelassen hat und die wir mitnehmen, 
damit sie mit den Arbeitern sprechen: Compafleros, sind wir denn zu- 
rückgeblieben? Sehr Euch diese Genossin an, was die für einen Mut hat, 


" von 10.12,79, Ta der Mitte 


Demonstration des "Nationalen Komitees, 
a ihres verschwundenen Sohn 


Rosario Iharra de la Fiedra (mit dem Bi) 
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ein Mädchen von 23 Jahren, die uns erzählt, wie man ihre kleine 


Tochter von 14 Monaten vor ihren Augen gefoltert hat ... und wir 
stehen mit verschränkten Armen 'rum, weil sie uns den Lohn um ein, 
zwei Prozent erhöht haben... nein, das geht nicht! Das alles moti- 


viert zum Kämpfen. Ich glaube, und das ist keine Übertreibung, das 

ist keine Angeberei, ich glaube, daß diese "Front" der Anfang einer 
neuen Etappe in der Geschichte des Kampfes in Mexiko ist. Schon seit 
zwei Jahren bringt das Komitee und nun die "Front" die Linke zusam 
men, die zersplitterte mexikanische Linke, die sektiererische Linke 

- diese "Front" und besonders das Komitee waren die Achse. Aber warum? 


Nicht, weil wir einige Frauen sind, angeblich mit einer großen mora- 
lischen Autorität... nein, sondern, weil die Forderungen des Volkes 
sich an uns alle richten. - Es gibt Organisationen, die möchten die 


"Front" und besonders das Komitee am liebsten in eine "caudillo” 
verwandeln. Das ist ein Fehler. Zum Beispiel sagen einige Organisa- 
tionen, daß die Frau Piedra und die Genossin Viqui die Achsen des 
Bündnisses scin sollen. Ich sage ihnen: Nein, das ist "caudillismo". 
An dem Tag, an dem uns etwas zustößt, was wird da sein? Alles fällt 
in sich zusammen. Oder durch einen Irrtum von uns verfeinden sich 
alle Organisationen untereinander....nein. Hier geht es darum, daß 
das ganze cin strukturierter, organisierter Block ist, in dem alle 
ihre Stimme haben und das Recht zu sprechen, eine kleine Demokratie. 
Und daß von da aus die Übereinkünfte getroffen werden und wir gemein- 
sam kämpfen. Wenn ein Stück herausfällt, wird es durch ein anderes 
ersetzt, es darf kein Teil geben, das nicht zu ersetzen wäre, nie- 
manden, der oben sitzt und sagt: Du machst dies und du machst jenes 
... Wo Du willst, finden die Diktaturen ihr Ende mit dem Kampf des 
Volkes, sie Funktionieren einfach nicht mehr. 
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Interview mit Judit Reyes 


Frage: Die mexikanische Regierung leugnet, daß es in Mexiko politi- 
sche Gefangene gibt. Über soziale Unruhen in Mexiko wird hier 
wenig bekannt. Wie ist die Lage tatsächlich? 


Judit Reyes: In Mexiko gibt es ernste Probleme. Das Vorhandensein von 

, politischen Gefangenen ist das Ergebnis des Kampfes 
eines Volkes, das im Unrecht lebt, in einem sehr korrupten System 
lebt. Die Korruption äußert sich auf allen Ebenen und mit ihr vor 
allem Korruption der Regierung. Das ist nicht nur meine Meinung, das 
kann man tagtäglich in der Presse nachlesen. \ 


Die Bauern kämpfen weiterhin um das Land, Der mexikanische Bauer ging 
mit Zapata in die Revolution, die die Landverteilung als eines ihrer 
Hauptziele hatte. Es kam dann die Revolution, eine Million mexikani- 
scher Bauern starben, Nach der Verabschiedung der Verfassung von 

1917 war das vorläufige Ziel erreicht, dann wurde die Etappe der 
"Befriedung" eingeleitet, wie man das so nennt. Der Artikel 27 der 
Verfassung ist großzügig, da er die Verteilung des Landes an die 
Bäuern anbietet, falls diese es organisiert fordern. Die Bauern müs- 
sen die Existenz eines Großgrundbesitzes nachweisen und die Umvertei- 
lung verlangen. 


In der Praxis sieht es aber so aus, daß die Anträge liegen bleiben, 
und zwar Jahrzehnte lany. Der Verwaltungsvorgang schlägt auf die 
Bauern zurück, denn es beginnen Repressalien, Aggressionen und Dif- 
famierungen. Man brennt den Bauern die Häuser ab, vergewaltigt die 
Frauen, man kerkert sie ein, sie werden gefoltert, sie verschwinden... 
so hat die Eingabe nichts genützt, denn im Artikel 27 gibt es auch 
eine Klausel, die die Großgrundbesitzer schützt. Es wird ein Unantast- 
barkeitszertifikat ausgestellt, das den Vollzug der Enteignung um 

25 bis 3o Jahre hinausschiebt. In diesem Zeitraum kann man nichts 
machen, der Großgrundbesitzer ist sich seines Landes sicher; und 

25 bis 30 Jahre, das ist ein ganzes Leben... = 


Die Erfahrungen haben die mexikanischen Bauern gelehrt, daß das Ge- 
setz für sie nicht funktioniert, aber sehr wohl für die Großgrundbe- 
sitzer. Wenn die Bauern zu dieser Überzeugung gelangen, beginnen 

sie ihre Kampfformen zu ändern. Sie nehmen sich das Land, beteiligen 
sich an Besetzungen der Großgrundbesitze. Das führt dazu, daß die 
Großgrundbesitzer von der Regierung Garantien verlangen, die natür- 
lich sofort die Armee schickt, um die Latifundien zu Schützen. Noch 
nie ist aber die Armee geschickt worden, um die Bauern zu schützen 
wenn sie von ihren Parzellen vertrieben werden, wenn ihre Ernte ver 
brannt wird, oder wenn die Privatpolizisten der Großgrundbesitzer 
sie bedrängen,. Die Armee schützt stets die Latifundisten, die Vieh- 
züchter, die Mächtigen..,.. " 


Frage: Gibt es gegenwärtig Landbesetzungen in Mexiko? 
J.R.: Ja, und die Repression nimmt zu. Heute werden mehr Bauern um- 


gebracht als früher, Landbesetzungen finden im ganzen Lande 
statt, und die Staaten von Oaxaca, Puebla, Veracruz, Guerrero, 


Das Interview mit Juait Reyes ist eine redaktionelle Zusammenfassung 
des Gesprächs, das Über Zwei Stunden dauerte; aus Platzründen können 
wir nur Teile des Interviews veröffentlichen. z < 
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Hidalgo... diese ganze Gegend ist sehr explosiv geworden wegen des 
vorhandenen Elends und wegen des wachsenden Organisationsgrades der 
dortigen Bauern. Die Regierung schickt immer mehr Armee in diese 
Gegenden, um diese Organisationen zu zerschlagen. 


Frage: Die Regierung behauptet, gegen die Rauschgifthändler vorzuge- 
hen. In Wirklichkeit geht es doch wohl um die Bauern und um die 
Guerrilleros. Anfang der siebziger Jahre hatte die mexika- 

nische Guerrilla eine beachtliche Stärke. Wie ist die Situation 


heute? 


J.R.: Die Periode der "Befriedung" des Landes begann 1917, als die 
Ziele der Revolution als erreicht angesehen wurden. In Wirklich- 
keit hat der Kriegszustand für die Bauern und für die Indios 

nie aufgehört. Sie wurden stets durch die Armee und die Privatpolizei 

der Großgrundbesitzer bekämpft. Es hat stets bewaffnete Kämpfe gege- 

ben, die Guerrilla hat der mexikanischen Regierung echte Probleme be- 
reitet, deshalb diese ungeheure Repression, denn der Kampf wurde von 
der breiten Unterstützung des Volkes getragen und belebt. Deshalb 
wurde die Bevölkerung schwer mißhandelt, um der Guerrilla die Unter- 
stützung zu entziehen. Dennoch gibt es auch heute noch bewaffnete 


Gruppen in der Sierra. 


Frage: Der Kampf der Guerrilleros steht also in enger Verbindung mit 
dem Kampf der Bauern? 


J.R.: Natürlich, es sind ja hauptsächlich Bauern. Erst nach 1968 

haben sich viele Jugendliche aus den Städten der Guerrilla 
angeschlossen. Als während der Studentenbewegung die Studenten fest- 
stellten, daß es keine gesetzlichen Möglichkeiten für die Lösung 
ihrer Probleme gab, sind sie in die Illegalität gegangen. 


Gegenwärtig wächst wieder die Kampfbereitschaft der Studenten. Die 
Politik der Regierung Echeverria hatte einen starken Einfluß. Die 
Politik des Dialogs hatte ihre Erfolge und viele Leute sind umge- 
kippt. Echeverria hat viele der ehemaligen Studentenführer inte- 
griert, ihnen zum Teil hohe Jobs gegeben. Diese Leute, die damals 

zum Teil in Gefängnissen gesessen haben, glaubten, ihren Kampf in den 
Institutionen fortführen zu können.... 


Frage: :Worin unterscheidet sich qualitativ die "demokratische Öffnung" 
von Echeverria von der neuen Politik der "politischen Reform" 
unter Löpez Portillo? 


J.R.: Die "demokratische Öffnung" öffnete der Opposition die Türen 
zum Staatsapparat, vor allem den Führern. Da wir so abhängig 
von den Führern sind, machen wir alles, was die jeweiligen 

Führer sagen. Sie wissen das, locken die Anführer der verschiedenen 

Gruppen an und berauben die Bewegung ihrer Köpfe. Dabei wurde der An- 

schein erweckt, als habe sich die Regierung verändert. Das war eine 

Lügel 

Der Unterschied ist, daß die "demokratische Öffnung" den Eindruck er- 

weckte, man könne wieder frei reden, opponieren. Nun, das war nicht 

so! Und jetzt kommt die 'bolitische Reform", und es heißt, wir werden 
die Opposition legalisieren. Mit der "politischen Reform" geben sie 
der bis dahin illegalen KP die Gelegenheit, und sie erhält ihre Zu- 
lassung. Auch andere Parteien wurden legalisiert und es bildete sich 
die linke Koalition.... Nur die PMT (Partio Mexicano de Trabajadores) 
erhielt keine Zulassung, sie wollte keine Auflagen, und das spricht 


für sich. 
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Die linke Koalition (im Parlament) hat bedauerlicherweise nicht ein- 
mal einen Aufschub von Gesetzesinitiativen verlangt, die die Inter- 
essen des Volkes beeinträchtigen. Die Mehrwertsteuer wurde nicht 
diskutiert, es wurde schlichtweg zugestimmt. Diese linke Koalition 
nützt dem Volke wenig, der Regierung, dem Staat, der Bourgeoisie aber 
viel. Sie können gegenüber aller Welt jetzt sagen, "die Opposion ist 
im Parlament". Der Regierung komnt es gelegen, da sie jetzt verkünden 
kann, Mexiko sei ein Land ohne Probleme, daß es eine Demokratie gäbe, 
daß jeder seine Meinung sagen kann, daß die Institutionen gefestigt 
seien, kurz - ein Land, in das du dein Kapital investieren kannst. 
Das interessiert den Staat, die Investitionen. Wenn es sich erst 
herunmspricht, daß es in Mexiko Probleme gibt, dann beginnen die Zwei- 
fel, das Kapital wird zögern, zu investieren. Deswegen ist die 
Selbstdarstellung vor der Weltöffentlichkeit so wichtig für sie. 

Es muß der Eindruck erweckt werden, daß es keine sozialen Probleme 
gäbe, daß dort alle Welt glücklich sei, ausgebeutet zu werden, und 
offensichtlich sind wir damit ja ganz glücklich, oder? 


Frage: Gibt es Wahlverfälschungen? 


J.ıR.: Klar, Die alte Praxis des Wahlurnenklaus wird fortgesetzt. Wir 
werden das demnächst wieder sehen, wenn in sieben Bundesstaaten 
der Gouverneur wechselt. Es gab Wechsel der Abgeordneten und 

es wurden Wahlfälschungen angezeigt. Die Leute von der Acciön Nacional 
(rechtsradikale Partei) haben verkündet, daß der PRT (Regierungs- 
partei) die Urnen geklaut hat. In Oaxaca haben sie gerade einen Genos- 
sen von der PS (Partido Socialista) ermordet, der die Unregelmäßig- 
keiten angeprangert hatte. Es kommen wieder die Zeiten, in denen man 
sich wegen Wahlangelegenheiten gegenseitig umbringt. Das hatte etwas 
nachgelassen, die Leute hatten eingesehen, daß der PRI sowieso alles 
gewinnt. 


Frage: Hat der Erdölreichtum Mexikos, der sich für die Massen wohl 
nicht positiv auswirkt, am politischen Bewußtsein etwas ger 
ändert? Wie organisiert sich das Volk auf Stadtteilebene, 
in den Städten, auf zentraler Ebene? 


J.R.: Es gibt durchaus eine Tendenz der Organisation auf nationaler 

Ebene, aber diese Dinge müssen allmählich entstehen, denn 

falls eine Organisation entsteht, die zur Artikulation des 
gesamten Protestes in der Lage ist, wird die Regierung es nicht zu- 
lassen. Die Regierung wird das Entstehen einer solchen Organisation 
zu verhindern suchen. Deshalb müssen sich die Leute im Untergrund 
organisieren, sonst wird es nichts. Denn es werden nur Organisationen 
zugelassen, die das Regime unterstützen, aber eine Front, die hinter- 
fragt, protestiert und all das ablehnt, wird nicht hingenommen wer- 
den. 


Sie werden darauf hinwirken, daß das Volk weiterhin atomisiert 
bleibt. Das gibt ihnen ihre Sicherheit. Nun, bezogen auf: das Erdöl, 
da ist zwar Reichtum, aber er kommt nicht bis zum Volk. Der Staat 
schafft zwar ein paar Arbeitsplätze, aber sie werden das Problem 
der Arbeitslosigkeit damit nicht lösen. Die Menschen wissen, daß 
Mexiko ein reiches Land ist, der Reichtum ihnen aber nicht gehört. 
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Dieser Reichtum ist aber da, und die Menschen wissen, daß sie ihn nur 
erlangen können, indem sic sich organisieren und kämpfen, und das ist 
ein sehr, sehr langer Weg, besonders aufgrund der spezifischen Bedin- 
gungen Mexikos; es ist ein sehr yroßes Land mit: vielen Bewohnern, und 
die mexikanische Revolution lastet noch auf uns. In den Ländern, in 
denen es keine Revolution gegeben hat, sind die Menschen für neue 
Ideen aufnahmebereit. Aber in Mexiko herrscht Verwirrung, da es Ja 
eine Revolution gegeben hat. Die Mehrheit der Mexikaner ist zwar un- 
zufrieden, sie rebellieren, aber es gibt kein Klassenbewußtsein. ‚Das 
ist erst im Entstehen, und die Lebensumstände tragen zur Entstehung 
dieses Bewußtseins bei. 


Ich betrachte die Situation in Mexiko als schlimm, da die Menschen 
verzweifelt sind wegen des Unrechts und des Elends, aber wichtiger 
als die Verzweiflung ist die Schaffung eines Klassenbewußtseins; 
wichtiger ist es zu wissen, warum wir arm sind. Wenn jeder in den j 
Organisationen dieses Bewußtsein hat, werden wir eine Macht sein, die 
man nicht so leicht beseitigen kann. Bislang sind wir leicht verwund- 
bar, da dieses Bewußtsein fehlt. 


Frage: Was für Auswirkungen hat die "eingefrorene" Revolution auf da 
Bewußtsein der Menschen heute? Ist eine Revolution als Mittel 
der Veränderuny abgeschrieben? 


J.R.z Nein, diese Schlußfolgerung kann in Mexiko nicht gezogen werden, 
Die Menschen auf der Straße, die Tamales-Verkäuferinnen an der 
Ecke, der Limonadenverkäufer, sie alle sagen, man muß eine Revo- 

lution machen. Die Schweine an der Regierung müssen aufgehängt werden. 


Frage: Worin siehst Du die Aufgabe Eures Komitees? 


J.R.: Ich spreche hier im Namen des "Unabhängigen Nationalen Komitces 
zur Verteidigung der politischen Gefangenen, Verfolgten, Ver- 
schwundenen und Exilierten". Wir wollen die internationalen 

Solidaritätsorganisationen ansprechen, wie Amnesty International, die 

Menschenrechtskommission etc., und sie bitten, uns zu helfen, da heute 

viele Mexikaner in Gefängnissen sitzen, und es viele Personen gibt, 

die als verschwunden gelten. Wir wollen, daß die Regierung darüber 

Auskunft erteilt, was sie mit ihnen gemacht hat. Bei einer Gelegen- 

heit hat der Generalstaatsanwalt Oscar Flores Sanchez behauptet, sie 

seien in einem Kampf gefallen. Welcher Kampf? Wieso wurde der Öffent- 
lichkeit niemals bekanntgegeben, daß es in Mexiko Kämpfe gibt. Er 
soll sagen, wo die Toten sind, wo die Kämpfe stattgefunden haben. ... 

Schließlich sind das die Aussagen eines hohen Funktionärs. 


Der Gouverneur von Guerrero, Ruben Figueroa,sagt es ganz direkt; 
"Wozu sucht Ihr sie noch? Sie sind bereits tot. Wenn sie gekämpft 
haben, werden wir sie gewiß nicht mit Blumen und Bonbons begrüßen. 
Sie sind tot, also hört auf, sie zu suchen." Das ist alles, was er 
zu sagen hat. Es sind viele Menschen verschollen, auch Kinder, und 
wir brauchen die Unterstützung der internationalen Öffentlichkeit. 
Man muß die mexikanische Regierung fragen, was mit diesen Menschen 
geschehen ist, wo sie sind, es sind schließlich über 500 Verschol- 
lene! 
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N6x100,D.Fe, a 15 de Nowiambre de 1979, 


Vor OR INSPIITOR MARCOI M. CANRASCO 
JEPR D:: Ih PRIGADA BIANCA. 

CANPO MLLITAR NUMERO UNO, 
PRESENTE+ 


. POR ORDIM DEL ©. JEFE DE La DIVISION DE INVESTIAACTONES 
PARA LA PREVENSION DE LA DELIMCUERCIA,CORL, FRANGISOO 3AHAGQUN Baci, de = 
eonformidod » au solloitud de faoha 12 de los corrienten, von el prosente 
se le remite ol siguiento persona |, que a partir de este nonento ontar& 
bajo sus ordanası 


A gente 10.175 RODOLFO BONILIA RODRIGU3Z 
Acante 10.329 LRONSL ARROYO TELLEZ. 
A:ronta H0.1048 ROOSLIO GARCIA CASTILIO. 
Asento No.1l325 n JUAS H:PNANDEZ PICO, 
„ante No= RAYMUN DO GUSER-TO ATAla. 
Agents Na: 1899 ROR.PTO RODRICUEZ IWÄEZ, 
koente No. 1916 MWATIO CAER.MA 'TAPIA, 
Aronte Ho. 2013 TODOLFO PLANCO RODPICURZ. 
Az nto No. 2242 VICARWO VIVEROS RODRIGURZ. 
2115 WILBETO MANUSL BRAVO. 
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Gereche 


8.C.Z/mjss 


Brief des Departamento del Distrito Federal (Stadtverwaltung 
von Mexiko-Stadt) an den Kommandeur der „Weißen Brigade"; da- 
bei ist durch die ausdrückliche Adressierung der Beweis Für 
die Existenz der "Weißen Brigade" und deren Zusammenarbeit mit 
staatlichen Stellen erbracht. 
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Spendenaufruf »Exilhilfe Lateinamerika« 


Spätestens seit den Tagen des Militärputsches in Chile im September 
1973 ist die Situation lateinamerikanischer Exilanten in das Be- 
wußtsein der demokratischen Öffentlichkeit der Bundesrepublik ge- 
langt. 

Die Kenferenz über Ex!ii und Solidarität, organisiert von der Fon- 
dazione Lelio Basso (Rom), der Universidad Central de Venezuela 
(Caracas) und der Universidad de Los Andes (Merida) stellte im Okto- 
ber 1979 in Merida (Venezuela) fest, daß der lateinamerikanische 
Kontinent ohrıe Übertreibung als Kontinent der Emigration zu bezeich- 
nen ist, In den Ländern Uruguay und Paraguay wird gar von. "Ent- 
völkerungstendenzen" gesprochen, während der Konferenz fiel das Wort 
vom "Kulturellen Völkermord". \ 

Angesichts dieser Entwicklung ist die demokratische Öffentlichkeit 
auch in der Bundesrepublik Deutschland gefordert, sich der latein- 
amerikanischen Exilanten anzurehmen. 

Nicht allein die politischen Eoffnungen, die gerade in Latein- 
amerika unmittelbar verknüpft waren mit einem Mehr an Menschlich- 
keit, sind grundlegend durch die Herrschaft des militarisierten 
Staatsterrors in Frage gestellt worden, sondern die Exilsituation 
selbst birgt eine so große psycho-soziale Belastung für Kinder, 
Frauen und Männer aus Lateinamerika, daß die häufig krisenhafte Zu- 
spitzung dieser Belastungen nicht nur eines demokratischen, politi- 
schen Organisationszusammenhanges bedarf, sondern nicht selten 
therapeutische Maßnahmen notwendig sind, um die Exilsituation nicht 
zu einer Situation vollkommener Persönlichkeitszerstörung werden zu 
lassen. 


Aus diesem Grunde unterstützen wir mit diesem Aufruf ein Projekt für 
psycho-soziale Beratung und Therapie in FTrankfurt, das von latein- 
amerikanischen Psychologen und Beratern aufgebaut wurde. 

Neben der Notwendigkeit sich in anderen Regionen um den Aufbau ähn- 
licher Einrichtungen zu bemühen, ist die Arbeit des Frankfurter 
Zentrums nur möglich, wenn die Exilanten sich zu mehrtägigen Einzel- 
und Gruppengesprächen nach Frankfurt begeben. Damit verbundene Kosten 
müssen grundsätzlich die jeweils zuständigen Krankenkassen oder 
Sozialäm!er bezahlen. Da es dabei jedoch oft Schwierigkeiten gibt, 
entstehen für die Exilanten selbst häufig enorme finanzielle Belast- 
unpens Diese sollen durch Spenden verringert werden. 


Wir fordern vorallem diejenigen Sozialarbeiter, Lehrer, Psychologen, 
Therapeuten und Berater - alle im Sozialisations- und Beratungsbereich 
Tätigen - auf, die Exi!anten, die eine psycho-soziale Beratung oder 
Therapie in Frankfurt benötigen, beim Aufbringen ihrer Fahrtkosten 

zu unterstütze, 


Wir bitten um eine Spende auf das Konto des LATEINAMERIKA-KREISES 

— Essen-. 

Konto: Karin van Aarsen, Stadtsparkasse Essen, Nr. 5 001 953 
Stichwort "Exilhilfe" 


LATEINAMERIKA-KREIS (Essen) 
LATEINAMERIKA-NACHRICHTEN (Berlin) 


lateinamerika-kreis (essen), c/o karl-heinz klein, meybuschhof 52, 
4300 essen 12 


L 
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Guatemala 


GRUNDSATZERXLÄRUNG 


der Solidaritätsbewegung für das Volk von Gustemala in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 


Im Februar dieses Jahres fand das erste netionel® Treffen der 
Gustemala-Solidaritätsgruppen in der BRD stett, Die Ziele und 
Aufgaben der Solidaritätsbewegung mit dem Volk von G@ustemala 
wurden erarbeitet und für die nächste Zeit festgelegt. 


Es wurden folgende Beschlüße gefaßt: 

- Die Guatemala-Gruppen in der BRD werden den Widerstengd des 

guatemaltekischen Volkes gegen die wachsende Repression des 

Volkes seitens der Regierung Guatemalas durch Cffentlichkeits- 

arbeit und finanzielle Mittel unterstützen. 

Diese Unterstützung umfaßt sämtliche Formen des Widerstandes 

sowohl innerhalb als auch außerhalb des FDCR (Demokratische 

Front gegen die Repression: Zusammenschluß von Arbeiter- und 

Bauernorganisstionen, Studentenorganisationen, christlichen 

Basisgruppen und zwei sozialdemokratisch orientierten Perteien). 

In diesem Sinne unterstützen die Guatemala-Gruppen in der BRD 
auch die uns oft unverständlichen Widerstandsformen der RBevöl- 
kerungsmehrheit Guatemalas, der Indianer, die seit Jahrhunderten 
ihre Kultur bewahrt haben und ohne die eine Befreiung Guatemzlas 
nicht möglich ist. 

- Die Solideritätsbewegung für das Volk von Guatemal= in ger BRD 
ist von Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und »nderen gesell- 
schaftlichen Gruppen unabhängig. Sie unterstützt den von der 
Mehrheit des guatemaltekischen Volkes gewählten Weg zu seiner 
Befreiung und Selbstbestimmung. 

Die Gu@temala-Gruppen in der ERD sind eutonom und entscheiden 
eigenverantwortlich nach den konkreten Bedingungen über den 
Charakter ihrer Solidaritätsarteit. 

- Zur Verbesserung der Solidaritätsarbeit wurde eine zentrale 
Informationsstelle gegründet, die folgende Aufgaben hats 
Koordination der politischen Arbeit; Kontakt unter den Gruppen; 
kontinuierlicher Kontakt nach Guatemala. 

- Die Solidaritätsbewegung für Guatemala arbeitet mit den Solida- 
ritätsbewegungen für die Völker von Nicaragua und EL Salvador 
zusammen. 

- Seit November 1979 organisiert sich eine Solidaritätsbewegung 
für Guatemala auf europäischer Ebene, 


INFORMATIONSSTELLE GUATEMALA 
Koordination der Solidaritätsarbeit 
für das Volk von Guatemala in der BRD 
Friedrichstr, 25 


8000 München 40 
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Peru Solidarität 


Im Herbst letzten Jahres berichteten wir über den Streik der peru- 
anischen Lehrer und baten die deutschen Kollegen um Solidarität, 

Aufgrund der kompromisslos harten Haltung der Militärregierung und 
der ausweglosen materiellen Situation der Lehrer, mußte der Streik 
erfolglos abgebrochen werden. Die verhafteten Lehrer konnten erst 
zu Weihnachten zu ihren Familien zurückkehren. Mehr als 5 000 der 


politisch aktivsten Lehrer sind entlassen und ohne Einkommen. 


Hierzu führte das Peru-Komitee Berlin zusammen mit der GEW Berlin 
eine Solidaritätsveranstaltung für die streikenden Lehrer durch, 
die im Haus der Kirche (Goethe-Str.) am 14.12.79 stattfand. 
Nachfolgend zitieren wir einen Brief, den das Peru-Komitee Berlin 
von der peruanischen Lehrergewerkschaft SUTEP erhielt, in dem den 
deutschen Kollegen für ihre Solidarität gedankt wird. Allein über 
das Berliner Konto des Peru-Komitees gingen 5 000,- DM nach Peru. 


An die Lehrergewerkschaft Berlin - Deutschland 


Hiermit richten wir uns an Sie, um Ihnen unsere herzlichen und so- 
lidarischen Grüße im Namen des Exekutivkonitees der SUTEP, III Reg. 
auszurichten und folgendes zu bestätigen: 

Die solidarische Hilfe, die uns während unserem 120 Tage 
andauernden Streik von Euch zugekommen ist, war uns eine wertvolle 
Hilfe zur Unterstützung unseres Kampfes, um uns nicht alleine zu 
fühlen gegenüber unserem Feind: der Militärdiktatur. . 

Diese Hilfe manifestierte sich in der permanmten Verbrei- 
tung von Informationen in Ihrem Land über die Vorkommnisse im 
Streikverlauf und Ihre Unterstützung durch: einen Brief, gerichtet 
an den Präsidenten Morales Bermfdes für die Erfüllung unserer For- 
derungen unterzeichnet von hunderten von deutschen Lehrern, Ver- 
öffentlichungen zum Verlauf unseres Steiks in der internationalen 
Presse und nicht zuletzt der Überweisung von Geldern, um den ver- 
hafteten und entlassenen Mitgliedern der SUTEP auch finanziell zu 
helfen, 


Die von der Militärregierung entfesselte Repression hat das 
Leben von Lehrern, Eltern und Schülern gefordert und zur Entlassung 
von tausenden von Kollegen geführt; viel von ihnen werden aufgrund 
ihres Einsatzes für den Kampf der SUTEP im Gefängnis festgehalten: 
deswegen spricht unsere Organisation ihre solidarische Anerkennung 
und ihren herzlichen Dank für jegliche Hilfe und Unterstützung, die 


wir von Euch erhalten haben,aus. 
f 


FÜR DEN ERFOLG DER KÄMPFENDEN LEHRER ZUGUNSTEN DES PERUANISCHEN VOIKS ! 
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Am 24, März jährt sich zum 4. Mal der Tag des argentinischen Mili- 
tärputsches. Fast parallel zu diesem Datum wird die Menschenrechts- 
kommission der UNO in Genf das Thema der Menschenrechtsverletzun- 
gen in Argentinien behandeln. In dieser Kommission sind 43 Staaten 
vertreten, darunter Argentinien und die Bundesrepublik Deutsch- 
land. Es ist zu hoffen, daß die Haltung der bundesdeutschen Dele- 
gierten nicht der ähneit, die die Vertreter der $PD-Menschen- 
rechts-Arbeitsgruppe nach ihrer Reise nach Argentinien und Uru- 
guay einnahmen. (Vgl. LN 77) Die Presseerklärung der drei SPD- 

MdB (vgl. den Wortlaut der Erklärung in diesem Heft) wird unter- 
dessen von dem argentinischen Botschafter in Bonn als Beweis für 
seine verharmlosende Darstellung der Verbrechen der Militärjunta 
angeführt(vgl. die Pressemitteilung über ein Gespräch mit dem 
Botschafter in diesem Heft), Willy Brandt wurde deshalb dazu auf- 
gefordert, sich in der SPD für eine Revision dieser offiziellen 
Presseerklärung der sozialdemokratischen Parlamentarier einzu- 
setzen oder doch zumindest dafür zu sorgen, daß die SPD eine 
klare Stellungnahme zu der Politik der Militärjunta abgibt(vgl. 
den Offenen Brief an Brandt in diesem Heft), 


Weizen gegen Menschenrechte 


Ende Januar dieses Jahres besuchte General Andrew Jackson Good- 
paster - er war General. in Vietnam und ist heute Kommandant der 
US-amerikanischen Elite-Militärakademie West Point - Argentinien, 
Eines der Ziele seiner Reise war, die argentinische Junta davon 
abzuhalten das Weizenembargo der USA gegen die UdSSR zu unter- 
laufen (vgl. LN 78), Wie nicht anders zu erwarten, nutzte das 
Militärregime diese Situation aus, um für sich politischen Profit 
herauszuschlagen. Es kam denn auch zu einem politischen Tausch- 
geschäft: Argentinien wird der Sowjetunion nicht mehr Weizen 
liefern als bereits vertraglich vereinbart wurde, und die 

USA werden der Junta nicht mehr mit Carters Menschenrechtssprü- 
chen auf die Nerven falien. Originalton Goodpaster: "Die Prio- 
ritäten der Außenpolitik ändern sich.Es sind nicht immer die 
gleichen. Die Regierung von Präsident Carter weiß genau, daß 

die heutige Priorität das sowjetische Vordringen in strategischen 
Zonen der Welt ist. Andere Themen, die früher vorrangig zu sein 
schienen, sind jetzt in den Hintergrund getreten."(Clarin, Buenos 
ires 22, bis 23.1.80). Die Zeitschrift Clarin weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß die jährliche Untersuchung des US- 
Kongresses zur Lage der Menschenrechte in der Welt Argentinien 
"bemerkenswerte Fortschritte" bescheinigt; außerdem seien einige 
bsätze, in denen über die Menschenrechtsverletzungen in der 
jüngsten Vergangenheit berichtet wurde, aus dem Dokument zurück- 
gezogen worden. 
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Anzeige in LE MONDE im November 1979 


Gemeinsam mit den Familien, die das Drama des Verschwindens ihrer 
Angehörigen ertragen müssen, 


Fordern wir Wahrheit und Gerechtigkeit 


Vor kurzem hat die argentinische Militärregierung das Gesetz» 

Nr, 22.068 verabschiedet. Damit soll denen eine endgültige Ant- 
wort gegeben werden, die wegen des Verschwindens eines oder meh- 
rerer Angehöriger Fragen stellen. 


Dieses Gesetz sieht vor, daß die verschwundenen Personen öffent- 
lich von einem Gericht aufgefordert werden sich zu melden; wenn 
keine Antwort erfolgt, werden sie für "wahrscheinlich tot" er- 
klärt. Dieses juristische Maneuver der gegenwärtigen Regierung 
ist weit davon entfernt, eine Lösung für das Drama, das tausen- 
de argentinischer Familien durchleben, zu sein, sondern stellt 
im Gegenteilden legalen Rahmen für den Beginh eines neuen 
Massakers dar. 


Wir weigern uns, dieses Gesetz als eine akzeptable Antwort anzu- 
sehen und erklären hiermit in tiefer Besorgnis über die syste- 
matische Verletzung der Menschenrechte und der demokratischen 
Freiheiten in Argentinien unseren Protest; wir erneuern eindring- 
lich unsere Forderungen: 


- Veröffentlichung einer vollständigen Liste aller 
verschwundenen Bürger 
offizielle Bekanntgabe aller Orte, an denen Verschundene 
festgehalten werden; Öffnung dieser Lager für internatio- 
nale Organisationen 
Beendigung der Folterungen 
Respektierung der Menschenrechte, Aufhebung des Ausnah- 
mezustandes, Wiederherstellung der gewerkschaftlichen 
und politischen Freiheiten, Rückkehr zur verfassungs- 
mäßigen Legalität 


ÖSTERREICH: Walter Hacker, Sozialistische Partei Österreich 
SPANIEN: Jos& Francisco de Carbajal, PSOR; Santiago Carrillo, 
KP 
FRANKREICH: Michel Crepeu, Mouvement des radicaux Je gauche; 
Frangsois Mitterand, Sozialistische Partei; Bernard 
Stasi, Vize-präsident der Nätionalversammlung 
ITALIEN: Enrico Berlinguer, KP; Bettino Craxi, Sozialistische 
Partei; Jean Fabre, Radikale Partei; Carlo Galante 
Garrone, unabhängige Linke; Luigi Anderlini, unabhän- 
gige Linke; Luigi Longo, Sozialdemokratische Partei, 
Lucio Magri, Demokratische Partei der proletarischen 
Einheit; Giovanni Spadolini, Republikanische Partei; 
Enrico Zaccagnini, Christdemokratische Partei 
GRIECHENLAND: Andreas Papandreou, Panhellenische Sozialistische 
Bewegung 
NIEDERLANDE: Joop den Uyl, Aıbeiterpartei; Hek Hoekstra, KP; 
Hen Harbers, Pazifistische Partei; Michel van de 
Kastelen, Radikale Partei 
GROSSBRITANNIEN: Lord Averbury, Liberale Partei; Ron Heyward, 
Labour Party; Gordon Mac Lennan, KP; Gordon 
wilson, Scottish National Party; Dafyd Williams, 
welsh National Party 
SCHWEIZ: Helmut Hubacher, Sozialistische Partei 
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SPD und Menschenrechte 


1098 INFORMATIONEN 
DER SOZIALDEMOKRATISCHEN 


BUNDESTAGSFRAKTION 
8. November 1979 
Hs/Ka 


Betr.: Argentinien/Uruguay 


Nach der Rückkehr von einer Informationsreise nach Argen- 
tinien und Uruguay erklären die sozialdemokratischen Bun- 
destagsangeordneten Dr. Wilfried Penner, Horst Jungmann 
und Eckart Kuhlwein: 


Die gegenwärtige politische Lage in Argentinien und Uruguay ist 
nur erklärbar auf dem Hintergrund einer bedrängten innenpoliti- 
schen Situation vor Übernahme der politischen Macht durch das Mili- 
tär. Besonders der Terrorismus hat beide Länder schwer erschüttert, 
Bei der notwendigen Bekämpfung von terroristischer Gewaltkrimina- 
lität hat es Erfolge gegeben, Die Wiedergewinnung der inneren Si- 
cherheit ist jedoch teuer bezahlt worden. Es sind Übergriffe und 
Entgleisungen passiert, die auch unter Berücksichtigung schwieri- 
ger innenpolitischer Umstände elementaren rechtsstaatlichen Grund- 
sätzen widersprechen. Über Jahre sich ohne rechtfertigenden Grund 
hinziehende Verfahren gehören ebenso dazu wie Folterungen und 

- in Argentinien - das Verschwinden von Personen. Nach unserer 
Einschätzung bestimmen diese innenpolitischen Ereignisse auch die 
Qualität der politischen Beziehungen der Bundesrepublik zu diesen 
Ländern, Dies umso mehr, wenn Schutzinteressen gegenüber deutschen 
Staatsangehörigen berührt sind. 


Die Rückkehr beider Staaten zur Demokratie erscheint möglich. Nach 
unserem Eindruck gilt dies besonders für Uruguay. Dieses Land hat 
eine sehr lange demokratische und liberale Tradition. Diese Struk- 
turen sind auch durch die Ereignisse der letzten Jahre entschei- 
dend nicht verändert worden. 


Nach .unseren Erkenntnissen sollte jedes Engagement für die Betrof- 
fenen die Möglichkeit der Verwirklichung ihrer Interessen im Auge 
haben, Eine gewisse Zurückhaltung in der Öffentlichkeit kann da- 
bei hilfreich sein, 


Eine Kommentierung dieser Erklärung von SPD-Menschenrechts"exper- 
ten’ erübrigt sich wohl! Es wäre zu hoffen, daß sich die drei 
Parıumentarier schleunigst zu einer Richtigstellung bereitfinden 
- oder soll man annehmen, daß sie sich willentlich als Public- 
Relations-Agenten der argentinischen Militärdiktatur benutzen 
lassen?! 

(val,. auch"'Schwafel, Schwafel" in LN 77) 


SOLIDARITÄT 55 


Gespräch mit dem argentinischen Botschafter 


ARCO — Argentiniencoordination der Solidaritätsgruppen in der 
Bundesrepublik Deutschland und Westberlin 


PRESSEMITTEILUNG 


Anläßlich unseres am 21.1.1980 stattgefundenen Gesprächs mit dem 
argentinischen Botschafter, Herrn Dr. Roberto Guyer, geben wir fol- 
gende Erklärung ab: 


wir haben Herrn’ Dr. Guyer drei Petitionen übergeben: 


1. Petition gegen das Toterklärungsgesetz Nr. 22.068 vom August 
1979, Diese Petition ist von über 900 Professoren und Personen 
des öffentlichen Lebens ünterzeichnet worden. (vgl. LN 74) 


2. Petition von amnesty international zugunsten von 20 verschwun- 
denen Psychologen und Psychiatern in Argentinien, die von 
3.181 Ärzten, Psychologen, Professoren usw. unterzeichnet 
wurde. 


3. Petition zu Aufklärung des Schicksals von 53 verschwundenen 
schwangeren Frauen und 98 Kindern mit weiteren 510 Unterschrif- 
ten. (vol, den Wortlaut in diesem Heft), Diese Petition würde 
zum neunten Mal überreicht. ohne daß uns bisher über die von 
uns betreuten Fälle die versprochene Auskunft gegeben wurde, 
Auch der argentinische Botschafter hat leider keine Angaben ge- 
macht. Von Eltern und Großeltern in Argentinien wissen wir, daß 
auch diese engsten Angehörigen bis heute keine Nachricht über 
das Schicksal der Verschleppten haben. Wir befürchten, daß die- 
se Personen in geheimen Gefängnissen zurückgehalten werden bzw. 
inzwischen ermordet wurden. 

Der Botschafter verwies auf die Menschenrechtsuntersuchungen 

zu Argentinien durch die Menschenrechtskommission der Organi- 
sation Amerikanischer Staaten (OAS) vom September 1979. (vgl. 
LN 74, 75)Es gäbe aus zahlreichen Ländern eine Vielzahl von 
Anfragen nach Verschwundenenschicksalen. Die argentinische 
Regierung sähe sich außerstande, darauf in Einzelheiten zu ant- 
worten, Alle Anfragen nach dem Verbleib von Verschwundenen 
seien angeblich mit der OAS-Kommission besprochen worden. Eine 
Klärung stehe noch aus. 


zur allgemeinen Situation in Argentinien berief sich der Botschaf- 
ter auf Äußerungen der SPD-Bundestagsabgeordneten Jungmann, Kuhl- 
wein und Penner, die nach einer kürzlichen Informationsreise durch 
Argentinien Verständnis dafür geäußert hätten, daß im Zuge eines 
Bürgerkrieges große Opfer in Form von Verschwundenen, Folterungen 
und unfairen Gerichtsverhandlungen zu beklagen sind. Der Botschaf- 
ter berief sogar die Abgeordneten als Zeugen für eine angebliche 
Besserung und Liberalisierung der Gesamtsituation in Argentinien. 


Nach unseren Erkenntnissen, die sich auf Berichte von Argentiniern 
stützen, gibt es zur Zeit keinerlei Anhaltspunkte für eine solche 
Liberalisierung“ —- im Gegenteil. Wir protestieren aufs Schärfste 
dagegen, daß die Menschenrechtsverletzungen in Argentinien auf so 
eklatante Weise verharmlost werden. 
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An den 
Botschafter der Republik Argentinien 
nerrn Dr. Robert BE. Guyer 
Adenauerallee 50 - 5% 

5300 Bonn 1 


PETITION 


Wir erklären ung solidarisch mit dem Kampf der argentinischen Frau- 
en, die bis zum 21.12.1978 jeden Donnerstay auf der Plaza de Mayo 
in Buenos Aires demonstriert und Aufklärung über das Schicksal 
ihrer verschwundenen Angehörigen gefordert haben. 


Nach der brutalen Niederschlagung der letzten Demonstration im De- 
zember 73 bei der 40 Frauen festgenommen und vicle verletzt wurden, 
kämpfen diese trotz des Verbots ihrer Versamrlungen auch weiterhin 
darum, von der argentinischen Junta Auskunft über den Verbleib ihrer 
Angehörigen zu erhalten. 


WIR UNTERSTÜTZEN DIE FORDERUNGEN DER ARGENTINISCHEN FRAUEN UND 
VERLANGEN: 


- Freiheit für die 10.000 politischen Gefangenen und die sofortige 
Aufklärung über das Schicksal der 15.000 bis 20,000 Verschwunde- 
nen; 

- Veröffentlienung der vollständigen Liste dar Verhafteten, Ent- 
führten und Ermordeten; 

- Freien Zugang zu den Konzentrationslagern für international an- 
erkannte Organisationen; 

- 5ofortige Ausreiscmöglichkeit für die 500 politischen Gefange- 
nen, deren Aufnahme die Bundesregierung zugesagt hat; 

- Einhaltung des in Art. 23 der argentinischen Verfassung garan- 
tierten Optionsrechts (Recht des ohne Anklage Inhaftierten, das 
a verlassen, wenn er das Visum für ein Aufnahmeland be- 
sitzt); 

- Freie Rückkehr der über 300,000 politisch Exilierten; 

- Aufhebung des Hausarrests, der mit lebensbedrohendern Risiko ver- 
bunden ist.(Der unter Hausarrost Stehende ist verpflichtet, sien 
einmal wöchentlich polizeilich zu melden.und gezwungen, alleine 
durch verlassene Straßen zu gehen, wobei er Gerahr läuft, ent- 
führt oder ermordet zu werden.); 

- Rückgabe der Gewerkschaften an die Arbeiter und Wiederherstellung 
der außer Kraft gesetzten Arbeitsgesetze; 

- Volle Wiederherstellung der nationalen Verfassung, freie Betäti- 
gung der politischen Parteien und demokratische Wahlen ohne Ein- 
schränkungen,. 


Insbesondere verlangen wir Auskunft über den Verbleib der auf der 
beigefügten List aufgeführten Personen (98 Kinder und Jugendliche 
im Alter von 2 - 18 Jahren sowie 53 schwangere Frauen), die nach 
Angabe ihrer Angehörigen von den argentinischen Ordnungskräften 
entführt wurden. 


wir fordern mit aller Entschiedenheit Auskunft darüber, ob diese 
Frauen und Kinder noch leben und wo sie festgehalten werden, Wir 
fordern die rasche Erfüllung der uns am 21.6.1979 über die arger- 
tinische Botschaft in der BRD gegebene Zusicherung, jeden Fall 
ünserer Liste einzeln zu überprüfen. 


KINDERHILFE LATEI AMERIKA 
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Offener Brief an Willy Brandt 


An den 
Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 


Herrn Willy Brandt 


53 Bonn \ 
Bundeshaus Köln, 1.2.1980 
Betr.: Sitzung der UN-Menschenrechtskommission in Genf, Feb. 80/ 
Argentinien 


Sehr geehrter Herr Brandt, 


wir hatten Ihnen im September vorigen Jahres unsere Petition an 
den argentinischen Botschafter zum Thema Menschenrechtsverletzun- 
gen in Argentinien übergeben, Mit dem Brief vom 19.9.1979 ließen 
Sie uns daraufhin durch Herrn Dingels mitteilen, daß man unser 
Anlietien "deutlich und unmißverständlich" unterstütze und daß man 
beim argentinischen Botschafter auf eine zufriedenstellende Ant- 
wort drängen werde. 


Eine solche Antwort ist bislang noch nicht erteilt worden, Im 
‚Gegenteil, eine SPD-Presseerklärung wird inzwischen vom argen- 
tinischen Botschafter dazu benutzt, das Vorgehen der Militärdik- 
tatur herunterzuspielen und zu rechtfertigen, 


Am 4. Februar beginnt in Genf eine Sitzung der Menschenrechtskon- 
mission der Vereinten Nationen, auf der u.a. über die Mißachtung 
der Menschenrechte in Argentinien durch die Militärdiktatur des 
Generals Videla beraten wird. 


Durch glaubhafte Quellen haben wir erfahren, daß die Delegation 
der obengenannten Diktatur plant, bei dieser Gelegenheit die Pres- 
seerklärung der sozialdemokratischen Abgeordneten des Bundestages 
Penner, Jungmann und Kuhlwein vom 8.11.79 zur Entlastung anzufüh- 
ren. Die drei Abgeordneten haben nach der Rückkehr von einer Reise 
nach Buenos Aires und Montevideo eine Erklärung abgegeben, in der 
die brutale faschistische Repression gerechtfertigt und das Drama 
Argentiniens auf einen bloßen Kanpf gegen den Terrorismus redu- 
ziert wird. 


Diese Erklärung der drei, Abgeordneten ist von dem argentinischen 
Botschafter in Bonn, Dr. Roberto Guyer, gegenüber Vertretern von 
Amnesty International, der Evangelischen Kirche und der Kinder- 
hilfe Lateinamerika bci einem Gespräch am 21.1.1980 benutzt wor- 
den. Er schützte die genannte Erklärung vor, um die Folter, den 
Mord, die willkürlichen Festnahmen und die Vertreibung ins Exil 
von Tausenden von Kindern, Frauen und Männern als normal erschei- 
nen zu lassen, 


si verehrter Herr Brandt, haben im "Vorwärts" vom 27,9.79 £fol- 
e, ’ 


gendes geschrieben: "Wir deutschen und europäischen Sozialdemo- 


kraten haben Konzentrationslager und Folterkeller in Chile 


gentinien und Uruguay nicht vergessen." 


Es wäre folglich sehr traurig, wenn jetzt eine Erklärung dreier 
Abgeordneter Ihrer Partei von der argentinischen Diktatur zu dem 
Versuch benutzt werden könnte, die Vergehen gegen die Menschlich- 
keit in Argentinien zu decken, 
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Daher bitten wir Sie um eine deutliche Stellungnahme seitens der 
SPD in dem Sinne, daß die Erklärungen der Herren Penner, Kuhlwein 
und Jungmann nicht geteilt werden oder in der zumindest klarge- 
stellt wird, welche Position die Sozialdemokraten zur Frage der 
Menschenrechtsverletzungen in Argentinien einnehmen. Wir bitten 
Sie weiter, sich dafür einzusetzen, daß die drei Abgeordneten an 
die UN-Menschenrechtskommission in Genf eine eindeutige Stellung- 
nahme schicken, durch die die bedauerliche Presseerklärung vom 
8.11.1979 richtiggestellt wird, 


Das Schicksal tausender politischer Gefangener, Verschwundener, 
Gefolterter und Exilierter macht ein deutliches Wort der deutschen 
Sozialdemokrati& notwendig. 


Hochachtungsvoll 


KINDERHLLFE LATEINAMERIKA 


Aktion zum Jahrestag des Putsches 


Aus Anlaß des Jahrestages des Militärputsches in Argentinien am 
24.März 1975 hat die Koordination der Argentiniengruppen in der 
BRD und West-Berlin folgende Aktionen beschlossen: 


1) PRESSEKONFERENZ am Freita 21.3.2 11 Uhr in Bonn / Tulvenfeld 
m 2 2 7 72 29, 21232, 11 Uhr in Bonn / Tulpenfeld 


Aufdieser Pressekonferenz soll eine gemeinsame Erklärung der an 
der Kampagne beteiligten Gruppen abgegeben werden. Außerdem sollen 
alle Referenten der für den Samstag vorgesehenen Veranstaltung 

- soweit sie schon in Bonn sind - Beiträge halten. 

Themen: Die Situation in Argentinien, Informationen über die Kam- 
pagne, 

Die Presseerklärung wird von der ARCO entworfen und vorher an die 
Gruppen geschickt. Die ila (Informationsstelle Lateinamerika, 
Bonn) übernimmt die Verteilung im März an die überregionale Presse. 
Die Gruppen sollten zusätzlich entsprechende Informationen über 
die im März geplanten Aktionen an die Lokalpresse geben, 


2) ZENTRALE DEMONSTRATION am Samstag, 22.3., 13 Uhr in Bonn 


Um eine möglichst große Teilnahma zu erreichen, sollten am Samstag 
keine Parallelaktionen in anderen Städten organisiert werden, 
sondern möglichst alle nach Bonn kommen (evtl, können von den 
Gruppen Busse organisiert werden!). Nähere Angaben zur Demo fol- 
gen in einem Rundbrief. 


3) VERANSTALTUNG am Samstag, 22.3., 16 Uhr in Bonn 


Vorgesehene Teilnehmer: 

a) eine der Frauen, die auf einer Pressekonferenz in Paris über 
die geheimen KZs der ESMA berichtet haben (alternativ eine der 
Madres de.la Plaza de Mayo aus Rom) 

b) SPD, CDU, FDP und Grüne sowie ARCO 

c) Vertreter der FSLN (bereits zugesagt) 

d) ein Vertreter von Amnesty International 

e) ein Vertreter der argentinischen Flüchtlinge in der BRD 

und eine Musikgruppe oder ein Sänger 

Die Veranstaltung wird von allen anwesenden Gruppen getragen und 
finanziert, i 
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4) MAHNWACHE am Montag, 24.3. vor der argentinischen Botschaft in 
Bonn und möglichst auch vor den argentinischen Konsulaten 


Alle Gruppen die derartige Mahnwachen organisieren können, sollen 
sich bitte mit der ARCO (c/o Kinderhilfe Lateinamerika, Sieben- 
gebirgsallee 29, 5 Köln 41; Tel.: 0221/441541) in Verbindung set- 


zene 


5) PROTESTNOTE UND PETITION 


Übergabe einer gemeinsamen Protestnote am 24.3. in der Botschaft, 
durch höchstmögliche Vertreter von ai und Kirchen in Anwesenheit 
von Journalisten. Wird von ARCO entworfen und vorher rungeschickt. 
wir bitten alle Gruppen um Unterzeichnung und das Sammeln weite- 
rer Unterschriften anderer Organisationen / Gruppen und Personen 
des öffentlichen Lebens. Er { N 
Gleichzeitig soll dem Bundesinnenministerium und den Minister- 
präsidenten der Länder eine Petition der argentinischen Flücht- 
lingen in der BRD und anderer Gruppen übergeben werden, in der 
die Forderung nach zügiger Aufnahme von Argentiniarn erneuert 


wird. 


6) LOKALE AKTIONEN am Montag, 24.3. 

In möglichst vielen Städten sollten Gottesdienste (evti. Ökumeni- 
sche) stattfinden mit dem Thema: Verschwundene in Argentinien. 

Ein Entwurf wird vorbereitet und ab 7. März auf Anfrage VErSCh er 
wir Schlagen Euch vor,.wenn Ihr nicht schon etwas ander S geplant 
habt, auch die Form eines Gottesdienstes zu wählen, da wir e3 in 
bezug auf dic wirkung in der Öffentlichkeit und in der Pressc für 
besser halten, wenn einheitliche oder ähnliche Veranstaltungen an- 
gekündigt werden können, als wenn überall völlig verschiedene 


Veranstaltungen ablaufen. 


SOLIDARITÄTSVERANSTALTUNG IN BERLIN 


Am DONNERSTAG, 20.3. um 19. Uhr in der Alten Mensa der TU . 
Osvaldo Bayer(argentinischer Schriftsteller und Journalist) spricht 
über die Beziehungen zwischen Argentinien und der BRD; 

Vertreter der argentinischen Menschenrechtsorganisation CADHU und 
der Mütter der Plaza de Mayo berichten über ihre Erfahrungen; 

der ehemalige politische Gefangene Nino, der jetzt in Berlin im 
Exil lebt, berichtet von seiner drei jährigen Gefängenschaft; 5 

die Anti-AKW-Gruppe Moabit bringt einen Beitrag zum Atomgeschäft 
der KWU mit Argentinien. j 

Außerdem gibt es Musik sowie Essen und Trinken. 


6o MITTEILUNGEN 


Aktion zur Tagung der Menschenrechtskommission 


In Zusammenhang mit der Tagung der Menschenrechtskommission der 

UNO in Genf wurden folgande Aktionen beschlossen: 

1) FRIEDENSPREIS FÜR DIE MÜTTER DER PLAZA DE MAYO am 10,.März 
u. Domu 

Aus Gründen der publizistischen Wirkung für die Argentinien-Kam- 

paynce soll die Übergabe in Bonn und nicht in Genf stattfinden. 

Es wurden vorgeschlagen: a) eine Pressekonferanz und / oder 

feierliche Verleihung in einer Kirche. Teilnchner: eine bekannte 

Persönlichkeit zur Übergabe des Preises; die Gruppen und Personen, 

die den Preis gestiftet haben; Vertreterinnen der Mütter (aus 

Rom); eine Musikgruppe oder ein Sänger. 


2) OFFENER BRIEF AN DIE SPD UND DIE FDP 


sollen offene Briefe an die SPD und FDP geschrieben werden, 
Eine Vorlage wird von AFCO rumgeschickt. Wichtig: alle Gruppen 
sollten ähnliche Briefe (mit Bezug auf die SPD-Presseerklärung 
und das Gespräch mit dem argentinischen Botschafter sowie die 
Tagung der UN-Menschenrechtskommission) schreiben, vor allem an 
den 5PD-Parteivorstand and die drei Abgeordneten der Mehschen- 
rechtsarbeitsgruppe der SPD (Penner, Jungmann und Kuhlwein) mit 
einer Kopie an ARCO. Parallel dazu sollten sich die Gruppen da- 
für einsetzen, daß Örtliche SPD-Organisationen, Jusos, Arbeitsge- 
meinschaft Sozialdemokratischer Frauen etc. ebenfalls etwas in 
dieser Angelegenheit unternehmen. 
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Informationen 


Analysen 
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Loseblatitsammiung 
Materialien für 


Unterricht und Bildungsarbeit 


zu beziehen bei: 
EVANGELISCHE STUDENTENGEMEINDE ESSEN 


Universitätsstraße 2 


4300 ESSEN 


Preis: 3.- 


gründe!Die 
bringt es 

monatlich... 
f' nr = ug. - a 


VON UND FÜR ERZIE- 
HER/INNEN UND SOZ- 
IALARBEITER/INNEN. 
C/O ZEITUNGSCOOP. 
EISENBAHNSTRABE 4 
1000 BERLIN 36 
TEL.6123037 (MON- 
TAGS AB 19.00 UHR) 
JAHRESABO. DM 36,- 
ERMÄR. DM 30, -.ZU- 
SENDUNG NACH ER- 
HALT DER ZAHLUNG 
AN:L.ERFURTH, PSCHA 


2102. 


a Ne ng 3 
FHEZ-EINE ZEITUNG — 


BLN.W., SONDERKON- 1 


hi 


TO z, NR. 720 65 - 


ABONNE- 
MENT- 
BESTELLUNGEN 
BIS ZUM 

29. FEBRUAR 
NOCH ZUM 
ALTEN PREIS! 


/2 Hefte DM 36,— 
6 Hefte DM 18,.- 


Auslandsaho: DM 21..- rw 42.-- 
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